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15. Jahrg. 


Genf und die Volksgruppen. 


„Noch eine Seitlang werden die Doktrinäre Tränen vergießen, 

die Surijten mit den Paragraphen winken und die Pbarifäer 
ihre Kleider zerreißen, indem ſie ich auf Grundfäße berufen, 
gleichzeitig aber an kleine Geſchäfte denken, die man bei dieſer 
Gelegenheit zujtande bringen könnte. Letzten Endes aber wird das 
moraliſche Recht ſiegen.“ So ſchrieb die halbamtliche „GSaßeta 
Polfka“ über den Lärm, der ſich in der franzöſiſchen Preſſe wegen 
des polniſchen Vorſtoßes in der Stage des ſog, Minderheitenſchutzes 
erhob. Eine der Urfachen dieſes Lärmes, nämlich die Furcht davor, 
durch den polniſchen Antrag auf Verallgemeinung des Minderheiten⸗ 
ſchutzes zu einer, dem nationalſtaatlichen Denken höchſt unſumpathiſchen 
Diskuſſion gezwungen zu fein, iſt inzwiſchen von Polen ſelbſt befeitigt 
worden: In der Politiſchen Kommiffion des Völker- 
bundes kam der polniſche Antrag am 21. September 
zur Sprache. Dabei trat als Hauptjprecher der Weſtmächte der 
engliſche Großſiegelbewahrer Eden dem Gedanken einer Ver- 
allgemeinung des Minderheitenſchutzes mit recht fadenfcheinigen und ſach— 
lich verfehlten Argumenten entgegen. Es gebe nichts, ſo meinte er u. a., 
was eine Ausdehnung dieſes Schutzes auf die ganze Welt rechtfertigen 
könnte, ſchon deshalb nicht, weil außer im Falle der von den AMinder- 
heitenſchutzberträgen belaſteten Staaten nirgendwo Jonjt beſtimmte 
Volksteile von einem Staat in einen anderen verpflanzt worden 
jeien (1 ?). Eden begnügte ſich nicht mit dieſer den Catſachen wider- 
jprechenden Cheſe, ſondern er beſtritt darüber hinaus auch noch dem 
polniſchen Staate das Recht, ſich den Verpflichtungen zu entziehen, die 
ihm durch das Kontrollrecht des Völkerbundes binfichtlich der Behand- 
lung ſeiner fremden Volksgruppen auferlegt worden ſind. Es fei 
zwar, jo meinte er, das zu erſtrebende Ziel, eine ſolche Kontrolle über- 
flüſſig zu machen, aber die Lage der „Minderheiten“ in 
Polen fei noch nicht hinreichend gefeſtigt, um ſchon 
heute eine Aufhebung des Vertrages von 1919 
zweckmäßig erjcheinen zu laſſen. 

Während eine Reihe von kleineren Staaten, wie Südflawien, 
Holland und die Schweiz, den polnischen N, unterſtützten, traten 
insbeſondere die Großmächte dieſem Vorſtoß der Warſchauer Regierung 
entſchieden entgegen. Es it Polen vermutlich nicht ſchwer gefallen, 
aus dieſer von vornherein erwarteten und in Rechnung geſtellten Gegner⸗ 
ſchaft der maßgebenden Mitglieder des Völkerbundes die naheliegenden 
Folgerungen zu ziehen: Da die zur Beſchluß fal fung not- 
wendige Sinſtimmig keit keinesfalls zu erzielen 
war, zog Polen ſeinen Antrag auf BVerallgemeine- 
rung des Minderheitenſchutzes furück. Es behielt ſich 
jedoch eine ſpätere Wiederaufrollung dieſer Angelegenheit vor und 
verzichtete nicht auf ſeine Erklärung vom 13. Sep⸗ 
tember, durch die es feine Mitwirkung an der Durchführung des 
Minderheitenſchutzbertrages aufgeſagt hat. 

Die offiziöfe „Sazeta Poljka“ hat dieſen polniſchen Standpunkt 
noch einmal ganz deutlich zum Ausdruck gebracht: „Bis zur Einführung 
eines allgemeinen, einheitlichen Sultems des internationalen Minder- 
heitenſchutzes wird die polniſche Regierung mit den internationalen 
Organen auf dem Gebiete der Kontrolle über die Anwendung des 
Grundſatzes der billigen und gleichen Behandlung der Minderheiten 
durch Polen nicht zuſammenarbeiten. Wir wollen hier keine Swei⸗ 
deutigkeiten aufkommen laſſen. Ohne Rückſicht darauf, welche Be⸗ 
Ichlüffe gefaßt werden, ohne Nückficht darauf, was irgendjemand irgend⸗ 
wo niederſchreibt, ohne Nückſicht darauf, was geſagt wird und wer 
irgendwo etwas fagt, bleibt dieſe Erklärung der polniſchen Regierung 


in Kraft. Ohne anderen etwas aufzuzwingen, lehnen wir es ab, daß 
andere verſuchen, uns irgendetwas aufzuzwingen, und beſonders, daß 
ſie verſuchen, uns das aufzudrängen, was ſie ſelbſt offen als unrichtig 
anerkannt haben ... Dieſer Standpunkt wird nicht geändert. Polen 
wird auch nicht einen Schritt weichen.“ Es iſt alfo alles 
„programmäßig“ verlaufen: Polen hat die Verallgemeine- 
rung des Minderheitenſchutzes verlangt und, da ſich dieje Sorderung 
als undurchführbar erwies, die von ihm erſtrebte Gleichberechtigung 
auf minderheitspolitiſchem Gebiet durch eine eigenmächtige Abſage an 
die internationalen Kontrollinſtanzen des „Minderheitenſchutzes“ ver— 
wirklicht. 

Mit dem Verzicht Polens auf eine weitere Vertretung jeines An- 
trags ift die Lage aber noch nicht geklärt. Vorerſt haben fich 
die maßgebenden Völkerbundsmitglieder noch nicht mit der polniſchen 
Weigerung, ein Kontrollrecht des Völkerbundes in der „Minderheiten 
frage“ anzuerkennen, einverſtanden erklärt. Für beide Seiten, für 
Polen ſowohl wie für die Wejtmächte, iſt dieſe Angelegenheit eine 
Preſtigefrage geworden. Für Polen handelt es ſich um die 
Beſtätigung ſeiner Gleichberechtigung im Rate der 
Völker. Für die Weſtmächte geht es um die Wahrung ihrer 
Autorität gegenüber dem eigenmächtigen reviſioniſtiſchem Vorgehen 
Polens. Es ſei ebenſo abJurd wie Jkandalös, ſchreibt das 
„Echo de Paris“, daß Polen durch Jein Verhalten das ungenier- 
teſte Beiſpiel der Nediſionspolitik gebe. Die im Völker- 
bund maßgebenden Mächte, werden zunächſt wohl einmal jo tun, als 
wäre überhaupt nichts geſchehen. Sie werden die gegen 
Polen eingereichten Beschwerden junächſt wohl ohne Nückficht auf die 
polniſche Erklärung vom 13. September behandeln — vorausgeſetzt, 
daß ihnen noch einmal Gelegenheit gegeben werden ſollte, ihren „Eifer“ 
für leidende „Minderheiten“ der erwartungsvollen Weit ju beweiſen. 
Denn es iſt trotz der Gegnerſchaft der Ukrainer und Juden gegen das 
polniſche Vorgehen nicht anzunehmen, daß dieſe Gruppen jetzt noch im 
Völkerbund mit neuen Klagen auftreten werden, da ſich leicht vor- 
ausſehen läßt, daß die in dieſem Punkte ſehr empfindlichen Polen auf 
eine ſolche „Provokation“ nicht mit Erklärungen vor dem internatio- 
nalen Forum in Genf, ſondern mit einem verſchärften Druck auf die 
betreffende Volksgruppe antworten würden. Sollte ſich der Völker- 
bund aber jetzt einer der alten, lange verschleppten und ſchon halb 
vergeſſenen Beſchwerden früherer Tagungen erinnern, um an dieſen 
feine „minderheitenfreundliche“ Geſchäftigkeit zu erproben, ſo würde er 
wohl einem hartnäckigen Schweigen der Polen auf alle Anfragen, 
Denkfehriften und Befchlüffe begegnen. 


Unberührt von dem Streit bleibt zunächſt noch die 
Pleßſche Beſchwerde. Dieſe ift nicht auf Grund des von Polen 
abgelehnten Minderheitenſchutzvertrages, ſondern auf Grund des 
Oberſchleſien- Abkommens erhoben, das auch nach pol- 
niſcher Auffaſſung von der Beckſchen Erklärung unberührt bleibt. Am 
19. September wurde die Singabe des Prinzen von Pleß, 
die ſich auf die gegen das fürſtliche Vermögen gerichteten Swangsmaß⸗ 
nahmen der polniſchen Behörden bezieht, im Bölkerbundsrate 
behandelt. Es wurde die Einſetzung eines Dreieraus- 
[chu ſes befchloffen, der ſich aus je einem Vertreter Spaniens, 
Mexikos und Auſtraliens, alfo aus Vertretern von Staaten zuſammen- 
fett, die dieſe Angelegenheit überhaupt nicht berührt und die für die 
Pfuchologie oſteuropöiſcher Volksgruppenfragen nur ein minimales 
Verſtändnis mitbringen. — was ſie nach der in Völkerbundskreiſen 
allgemein verbreiteten Meinung zur Behandlung Jolcber Fragen befon- 


PPTP 


ders geeignet erſcheinen läßt. Dieſer Dreierausſchuß wird ſich jetzt 
alſo mit der Pleßſchen Beſchwerde befaſſen und, wenn er zu einem 
Ergebnis kommen Jollte, darüber dem Völkerbundsrate berichten. 
Wie erinnerlich hatte die Beschwerde bereits einmal zu Beginn der 
Septembertagung des Volkbundes auf der Tagesordnung geſtanden. 
Sie wurde damals jedoch aus nicht näher bezeichneten Gründen ver- 
tagt. Damals wäre es vielleicht durch ein raſches und beſtimmtes Ein- 
greifen möglich geweſen, die unmittelbar bevorſtehende Verhängung 
der Swangsverwaltung über den Pleßſchen Veſitz zu verhindern. Es 
gehört zu den „bewährten“ Methoden des Völkerbundes, ſich um den 
Brunnen immer erſt dann zu kümmern, wenn das Kind hineinaeftürst iſt. 

Im übrigen ift es recht intereſſant zu ſehen, mit welcher Genugtuung 
die Weſtmächte den Entſchluß Polens, auf eine weitere Behandlung 
ſeines Antrages zu verzichten, begrüßen. Sin förmliches Auf- 
atmen ging durch die franzöſiſche und engliſche 
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Preſſe und Jelbft in einigen Parifer Blättern fanden ſich wieder 
einmal eir paar freundliche Worte für Polen. Andererſeits konnte es 
natürlich vor allem die engliſche Preſſe nicht unterlaſſen, den Polen 
noch nachträglich wegen ihres „brüsken Vorgehens“ und „unge- 
ſchliffenen Benehmens“ eine Gardinenpredigt zu halten. Im Grunde 
genommen aber ſind ſie doch froh, jo einfach aus der ihnen peinlichen 
Affäre befreit worden zu ſein. Es heißt, daß die Völkerbunds— 
verſammlung ſich mit der von Polen angeſchnittenen Frage jetzt nicht 
mehr befallen wird, daß dieſe Frage aber die Ende Oktober oder 
Anfang November ſtattfindende Cagung des Völkerbundsrates erneut 
beſchäftigen ſoll. Bis dahin aber werden es — um mit den Worten der 
„Gazeta Polſka“ zu ſprechen — die Jurijten aufgegeben haben, 
mit den Paragraphen zu winken, werden die Pharijäer die Ser- 
reißung ihrer Kleider als eine nutzloſe Demonſtration eingeſtellt und 
die Theoretiker aufgehört haben zu weinen. Dr. K. 


Litauen als Friedensſtörer. 


Eine neue Memelbeſchwerde. 

Der Vizepräſident des Memellandtages, Schulrat Weyer, hat 
in Genf eine Beſchwerdeſchrift über den litauiſchen 
Cerror im Memelgebiet überreicht. Schulrat Meyer iſt zur 
Seit der einzige bekannte Vertreter des Memeldeutſchtums, der noch 
die für einen ſolchen Schritt erforderliche perſönliche Bewegungsfreiheit 
beſitzt. Er verdankt das keineswegs etwa einem Entgegenkommen der 
litauiſchen Behörden; die bedauern es ſicher außerordentlich, ihn nicht 
zu den übrigen Deutſchen ins Gefängnis ſtecken zu können. Daß er 
noch frei iſt und ſich für ſeine memelländiſche Heimat einſetzen kann, iſt 
vielmehr dem glücklichen Zufall zu danken, daß er ſich gerade in der 
Seit, in der die letzte, noch heute andauernde Cerrorwelle der Litauer 
im Memelland einſetzte, krankbeitsbalber in Deutjchland aufhielt. Die 
Beſchwerdeſchrift, die Schulrat Meyer jetzt nicht dem Völkerbund, 
ſondern den Signatarmächten des Memelſtatuts ein- 
gereicht hat, umfaßt mehrere hundert Seiten. Sie legt im einzelnen die 
Anklagen vor, die das Memelgebiet gegen die litauiſche Regierung er- 
hebt. Sie beginnt mit einer Darſtellung der planmäßigen lit auiſchen 
Hetze gegen das Direktorium Schreiber. Sie geht ein 
auf die Strafen, die der Kriegskommandant gegen Hunderte von 
Memelländern aus den geringften Anläſſen und meiſt ſogar auf Grund 
falſcher Anſchuldigungen verhängte. Sie behandelt das ungerechtfertigte 
Vorgehen der litauiſchen Behörden gegen die deutſchen, angeb⸗ 
lich ſtaats feindlichen Parteien und widerlegt die frei 
erfundenen oder an den Haaren herbeigezogenen Beſchuldigungen 
dieſer Parteien und ihrer führenden Männer. Weiter werden die un- 
gerechtfertigten Beamtenentlaſfungen, das Joge- 
nannte GHeſetz zum Schutze von Volk und Staat, die 
rechtswidrige Abletzung des Direktoriums Schrei- 
ber, die Lahmlegung des Memellandtags und all' die 
jahlloſen anderen Verſtöße behandelt, die ſich die litauiſchen Behörden 
gegen das Memelftatut in ununterbrochener Folge haben zuſchulden 
kommen laſſen. Nach der eingehenden, durch zahlreiche Dokumente 
belegten Anklage Stellt die Denkſchrift die grund lätzlichen 
Sorderungen auf, deren Verwirklichung das Memeldeutſchtum 
von den Signatarmächten erwartet und zu verlangen berechtigt iſt. Dieſe 
Forderungen beſagen: 

1. Die beiden wichtigſten Organe der Autonomie, nämlich 
Direktorium und Landtag, müſſen wieder in ihre verfaſſungsmäßigen 
Rechte eingeſetzt werden. 

2. Der Kriegs zuſtand muß endlich aufgehoben und die ver- 
faſſungsmäßigen Rechte für jeden Einwohner des 
Memelgebietes ohne Unterſchied der Nationalität, der Sprache und der 
Naſſe garantiert werden. 

3. Das litauiſche Sefet zum Schutz von Volk und Staat 
darf nicht mehr dazu benutzt werden, die lebenswichtigſten, international 
garantierten Nechte des Memelgebietes auszufchalten. 

4. Die Beſtimmungen des litauiſchen Gerichts verfaſſungs-⸗ 
geſetzes dürfen nur dann Anwendung finden, wenn die Suſtändigkeit 
der Gerichte des Memelgebietes nicht ausreicht. 

5. Alle willkürlichen Verwaltungs maßnahmen des 
Direktoriums Neisgys müffen rückgängig gemacht werden. 

6. Die Schulauflicht muß uneingeſchränkt der Zuftändigkeit 
der lokalen Gewalten unterſtellt werden, und 

7. die im Memelſtatut garantierte GSleichberechtigung 
beider Sprachen muß auf allen Gebieten des öffentlichen und 
privaten Lebens ſichergeſtellt werden. 

Die Oenkſchrift ſtellt eine vernichtende Anklage gegen 
die litauiſche Sewaltherrſchaft im Memelland dar. 
Wenn es die Sianatarmächte, England, Frankreich, Italien und 
Japan, mit den Pflichten, die fie zum Schutze des Deutfehtums in dem 
gegen ſeinen Willen vom Reich losgeriſſenen Gebiete freiwillig 
übernommen haben, nur einigermaßen genau nehmen wollten. dann 
würden im Memelland binnen kürzefter Zeit wieder geordnete Zuftände 
herrſchen. Ein kleiner Wink aus London hat ſeinerzeit ausgereicht, um 
die bereits vom Gouverneur Navakas unterzeichnete Auflöfung des 
Memellandtages, die ſchon in einem Teil der litauiſchen Preſſe als 
vollzogen mitgeteilt worden war, rückgängig zu machen. Ein Rollektiv- 
ſchritt der Signatarmächte, bei dem dieſe es nicht mit einem papiernen 
Proteſt bewenden ließen, jondern 3. B. wirtſchaftliche Repreffalien in 
Ausſicht ſtellten, würde jetzt ausreichen, um der illegalen Herrlichkeit 


des Direktoriums Reisgys, der ehrgeizigen Herrſcherrolle des Gouver- 
neurs und der anmaßenden Willkür des Kriegskommandanten ein 
raſches Ende zu bereiten und die entgleiſte Phantaſie der politischen 
Machthaber in Kauen wieder in vernünftige Bahnen zu lenken. London, 
Nom und Paris ſind gegenwärtig bemüht, gegenüber der polniſchen 
Kritik an den Unzulänglibkeiten des Genfer 
Suſtems deſſen Vorzüge zu rühmen und die zweifelnde Welt von der 
Notwendigkeit ſeiner Beibehaltung im Intereffe der von den Erb- und 
Nachfolgeſtaaten des Oſtens bedrängten Volksgruppen zu überzeugen. 
Nun, hier in der Memelfrage haben ſie an einem tupiſchen Salle Ge- 
legenheit, den Ernſt ihrer Abſicht, den Bedrängten zu helfen, und die 
Eignung ihres Suſtems, wirkſam zu schützen, vor aller Welt zu bemeifent 

Sypei Drittel aller Beamten und Angeftellten entlaſſen. 

Über die Entla]jfungen von Beamten, Lehrern und 
Angeſtellten im Memelgebiet, die durch das widerrechtlich 
eingeſetzte Direktorium Reisgys ſeit dem 28. Juni 1934 vor- 
genommen wurden, liegen nunmehr endgültige Zahlen vor. Danach 
wurden 538 Beamte durch friftlofe Entlaſfung, durch 
Kündigung und Suspendierung betroffen, und zwar 58 Be- 
amte durch friſtloſe Entlaffung, 50 Beamte durch Suspendierung und 
die übrigen durch Kündigung, die ſich reſtlos bis zum 1. Oktober aus- 
gewirkt haben wird. Auf die einzelnen Behörden verteilen ſich die 
Entlaffungen wie folgt: 


Stadtverwaltunnꝑ·ꝑ—ED UI... 16³ 
Direktorium ...... 73 
JSuftizvermaltung 95 
Polizeiverwaltunꝑ—ꝑ UE. 25 
Schulverwaltunnnn a 13 
KataſterverwalkuneœꝑLUP r n n.. 16 
Landesverſicherungsanſtalt 43 
Verwaltung des Landkreiſes Memel 15 
Kreisverwaltung Heydekruunnn 
Kreisverwaltung Pogegen 
Induſtrie- und Handelskammer 
Handwerkskammer 
Landwirtſchaftsckamme dm 
Außerdem: 

andre engen 
Kreisär rte 
Kreistierärzte 
Amtsvorſteher 
Standesbeamte 

. 538 

Gu diefer Sahl kommen noch hinzu die durch die litauiſchen 
Behörden verfügten Entlaffungen von 175 emel- 


ländern aus dem Staatsdienſt und 135 Verſetzungen 
von Memelländern nach Groß-Litauen, ferner die im 
Januar 1934 verfügten Entlaſſungen von über I00 reichs⸗ 
deutſchen Lehrern. Da in den Verwaltungen des Memel⸗ 
gebiets etwa 800 Beamte und Angeſtellte beschäftigt find, ſind durch 
das Direktorium Neisgys rund zwei Drittel aller im Dienft 
befindlichen memelländiſchen Beamten und Ange- 
ſtellten zur Entlalſſung gekommen. Es handelt ſich dabei 
um eine politiſche Maßnahme. Dem Direktorium Neisqus kommt es 
in erſter Linie darauf an, Angehörige der litauiſchen Minderheit, die 
im Landtag nur durch fünf von 29 Abgeordneten vertreten iſt, in die 
Beamten- und Angeſtelltenſtellen der memelländiſchen Verwaltung 
hineinzubringen. 

Den entlaſſenen, beurlaubten und ſuspendierten Beamten wurden 
von den illegalen litauiſchen Behörden obendrein noch die Dienit- 
bezüge widerrechtlich gekürzt; zum Teil wurden fie, je nach 
Laune der litauiſchen „Herren“, in den Gehaltsſtufen beliebig herunter 
geſetzt. Die betroffenen Beamten haben nicht die Abſicht, ſich dieſe 
Willkürmaßnahme von Leuten, die ſich — wie 7. B. der illegale kom- 
miffarifche Oberbürgermeiſter von Memel, Simonaitis — felbſt be- 
trächtliche Zulagen zu ihrem Gehalte bewilligen, gefallen zu laſſen. Sie 
werden gegen die Verwaltung Klage erheben. Ein 
Beamter des Memeler Magiſtrats, der als früherer preußiſcher Be- 
amter auf Lebenszeit angeftellt iſt und von Simonaitis ſofort bei deſſen 
Amtsantritt zunächſt beurlaubt und dann vom Dienſt ſuspendiert wurde, 
bat beim Memeler Landgericht eine einſtweilige 
Verfügung erwirkt, wonach ihm die Kürzungen 


. 
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nachzuzablenfind. In der Begründung dieſer einſtweiligen Ver- 
fügung heißt es, daß die Kürzung auf eine Anordnung des kom- 
miſſariſchen Oberbürgermeiſters erfolgt Jei, ohne Mitwirkung 
oder Genehmigung. der ſtädtiſchen Körperſchaften. 
Es könne dahingeſtellt bleiben, ob Simonaitis überhaupt berechtigt Jei, 
die Befugniſſe des Oberbürgermeiſters auszuüben, da es an den geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen für die Geſtellung eines kommifſariſchen Ober- 
bürgermeiſters fehle. Selbſt wenn ihm die Amtsbefugnifſe eines ſolchen 
zuftehen würden, ſei er zur ſelbſtändigen Regelung der Gehälter der 
ſtädtiſchen Beamten durchaus nicht befugt. Seine Anordnung ſtelle 
einen willkürlichen, bewußt geſetzwidrigen Eingriff 
in die Rechte der ſtädtiſchen Körperſchaft und der ſtädtiſchen Beamten 
dar. Auch der Beſchluß des Direktoriums, auf den Simonaitis ſeine 
Anordnung ſtütze, ermächtige ihn nicht dazu, denn einmal ſei auch das 
Direktorium nicht berechtigt, eigenmächtig die Dienstbezüge der ſtäd⸗ 
tiſchen Beamten zu kürzen. Selbſt wenn es aber eine entſprechende 
Anordnung treffen könnte, wäre zur Kürzung nicht der Oberbürger- 
meiſter, ſondern nur die hierfür zuſtändige Körperſchaft berechtigt. Das 
Direktorium ſowohl als auch Simonaitis hätten 
ſich Nechte angemaßt, die ihnen nicht zustehen, Jo 
beißt es am Schluß der Urteilsbegründung des Memeler Landgerichts. 


Deutſche Geiſtliche entlaffen. 


Die Entdeutfchungspolitik ift nunmehr auch auf das kirchliche 
9 0 der emelbevölkerung ausgedehnt worden. Der 
a d men hat am 24. September verfügt, daß zehn memel- 
das Ol chte n Geiftlihen die Arbeits genehmigung und 

as Necht ihrer leelſorgeriſchen Betätigung ent- 
zogen wird. Von dieſen zehn Geiſtlichen find Jieben Neichs⸗ 
deutſch e, zwei rumäniſcher Staatsangehörigkeit und einer ſtaatenlos. 
Sämtliche Jind deutſche Volkstumsangehörige. Neun Jind evangeliſche, 
einer iſt katholiſcher Seelforger. Die meiſten von ihnen ſind noch aus 
der Zeit vor der Angliederung des Memelgebietes an Litauen im Amt. 
Bei den Entlaſſenen handelt es ſich um folgende Geiſtliche (in Klammern 
die Termine der Dienſtenthebung): Der deutſche Neichsangehörige kath. 

farrer Leo Olſche wei in Wiſchwill (18. 10. 34), der deutſche 
Neichsangehörige evang. Pfarrer Adolf Studier in Paßieken 
(4. 9. 34), der ſtaatenlofe evang. Pfarrer Gottfried von Mick witz 
in Kinten (1.11.34), der deutſche Neichsangehörige evang. Pfarrer 
Kurt Melzer in Karkelbeck (J. 11. 34), der deutſche Reichsangehörige 
Johannes Szallies in Wannaggen (1.11.34), der deutſche Reichs- 
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angehörige evang. Pfarrer Friedrich Okjas in Saugen (15.12.34), 
der deutſche Neichsangehörige evang. Pfarrer Paul Jellinghaus 
in Wiſchwill (15. 12. 34), der deutſche Reichsangehörige evang. Pfarrer 
Johannes Kupke in Nidden (15. 12, 34), der rumäniſche Staatsarige- 
hörige evang. Pfarrer Johannes Orend in Laugszargen (15. 12. 34) 
und der rumäniſche Staatsangehörige evang. Pfarrer Otto Leitner 
in Memel (1.1.35). 

Nach Artikel 5 des Memelſtatutes gehört die Negelung des reli 
giöfen Lebens eindeutig zum Geſchäftsbereich der autonomen Gewalt 
des Memelgebietes. Deshalb bedeutet dieſe Maßnahme einen neuen 
ſchweren Eingriff in die autonomen Rechte des Memelgebietes. Die 
Maßnahme wird ſich insbeſondere noch deshalb ſchwer auf das kultu- 
relle und religiöfe Leben des Memellandes auswirken, weil Litauen 
10 in der Lage iſt, die geeigneten Srfatzkräfte zu 
ſtellen. 

Die Ausländer im Memelgebiet. 

Nach Mitteilungen der Litauiſchen Telegraphenagentur wohnten am 
31. Auguſt 1934 im Memelgebiet 4484 Ausländer, während 
die Zahl der Ausländer im vergangenen Jahr um dieſelbe Seit 4611 
betrug. Am 31. Auguſt d. J. waren unter den im Memelgebiet woh⸗ 
nenden Ausländern 2143 deutſche Staatsbürger gegenüber 
2111 im vergangenen Jahr. Die deutſchen Staatsbürger arbeiten im 
Memelgebiet auf den verſchiedenſten Gebieten, und zwar in der Land⸗ 
wirtſchaft 227 (im vergangenen Jahr 190), 145 (146) als Handwerker, 
19 (21) als Geiſtliche, 9 (12) als Arzte, 21 (18) als Ingenieure, 148 
(169) als Arbeiter, 11 als Techniker, 87 (89) als Kaufleute, 46 (86) 
als Lehrer, 112 (12) als Schüler, 8 (17) als Künſtler, 8 (17) als Ange⸗ 
ftellte in Staatlichen Einrichtungen, 102 in privaten Einrichtungen ufw. 

Außer dieſen deutſchen Neichsbürgern gibt es noch 1137 deut- 
ſche Optanten, unter denen ſich 193 Handwerker, ein Ingenieur, 
235 Arbeiter, 20 Techniker, 52 Kaufleute, 14 Lehrer, 79 Angeſtellte 
in privaten Betrieben uſw. befinden. Außerdem wohnten am 31. Auauft 
im Sebiet 756 (759) Staatenloſe. Serner wurden gezählt 
12 Staatsangehörige der Vereinigten Staaten von Amerika, 15 Eng- 
länder, 7 Öfterreicher, 2 Belgier, I Braſilianer, 119 Cſchechoflowaken, 
19 Dänen, 14 Eftländer, 5 Staliener, 144 Lettländer, 2 Polen, 3 Nor- 
weger, 4 Holländer, I Franzoſe, 8 Rumänen, 12 Somjetruffen, 9 Sinn- 
länder, 42 Schweiger, 3 Türken, 5 Ungarn, 12 Danziger und 
2 Saarländer. Die Zahl der deutſchen Optanten ijt von 1933 bis 
1934 um 187, diejenigen der übrigen Staatsangehörigen und Staaten— 
loſen um 31 bzw. 3 geſunken. 


Polen und die bolſchewiſtiſche Ratsmacht. 


Polen gehört zu den Staaten, die die Aufnahme der Somjet- 
union in den Völkerbund am unmittelbarſten berührt. Wenn 
die polniſche Negierungspreſſe jetzt schreibt, daß Warſchau niemals 
daran gedacht habe, eine Einladung Moskaus zur Teilnahme an den 
Arbeiten der Genfer Inſtitution Schwierigkeiten zu machen, ſo mag 
das wohl stimmen. Aber dieſe Seſtſtellung bedeutet nicht, 57 Warſchau 
dieſer Einschaltung Nußlands in die europäiſche Politik frohen Herzens 
zugeſtimmt hat. Wenn es ſich dieſem von langer Hand vorbereiteten 
Plane des Quai d’Orjay En nicht widerſetzt Bat Je u. a. wohl deshalb, 
weil ſein etwaiger iderſpruch eine Trübung der polnifch- 
ruſſiſchen Beziehungen zur Folge gehabt haben würde. Das will 
Warſchau gerade in der gegenwärtigen Situation unter allen Umſtänden 
verhindern. Es rechnet damit, daß Nußland jetzt, nachdem es Mit- 
glied des Völkerbundes geworden ift, zu einem beachtlichen 
Faktor der europäiſchen Politik werden kann. Und es 
zieht aus dieſer Vorausſicht den Schluß, daß es für Polen nur nützlich 
lein kann, mit dieſem neuen Mitglied der Liga der 
Nationen möglichſt unmittelbare Beziehungen zu 
unterhalten. Der Con liegt dabei auf dem Wort „unmittel⸗ 
bar“. Polen wünſcht nicht, daß es einmal genötigt wird, mit feinem 
öſtlichen Nachbarn auf dem Umweg über Genf oder Paris zu ver- 
kehren. Daß Polen Grund hat, fi über das Genfer Auftreten der 
Bolſchewiken zu freuen, hat noch kein ernſt zu nehmendes Blatt in Polen 
behauptet. Nur eines könnte Polen vielleicht als eine „erfreuliche“ Folge 
dieſes Ereigniſſes verbuchen, die Catſache nämlich, daß die Wahrſcheinlich⸗ 
keit einer Zufammenarbeit zwiſchen Deutfchland und Rußland, in der 
Polen ſtets eine Bedrohung feiner eigenen Sicherheit glaubte ſehen zu 
müffen, heute nicht mehr beſteht. Aber das kann mit der anderen Catſache, 
daß Polen heute unter den Druck einer ſich immer enger geſtaltenden 
e e Sufammenarbeit geraten iſt, doch nur wenig ver⸗ 
öhnen. 

„Auf einem Gebiete hat es ſchon Vorſorge getroffen, daß der 
Völkerbund nicht eines Cages etwa in die Verfuchung kommt, ſich in 
die polniſch⸗rufſiſchen Angelegenheiten zu mischen. Es handelt ſich hier 
um das „Minderheitenproblem“. Polen mußte mit dem Auf- 
treten Rußlands als Natsmacht im Völkerbunde befürchten, daß dieſes 
feine neue Stellung bei gegebener Gelegenheit einmal dau benutzen 
werde, um bei den Nuſſen, Ukrainern und Weißruthe⸗ 
nen der polniſchen Oſtwojewodſchaften „nach dem 
Nechten ju ſehen“ und möglichermeife den Genfer 
Apparat mit dieſer Angelegenheit u efaffen. 
Oberſt Beck hat es verjtanden, die Somjetunion noch vor ihrer Auf- 
nahme in den Völkerbund zum Verzicht auf dieſes ihr als 
Ratsmacht zuſtehende Recht, dem kein entſprechendes Recht 
Polens in bezug auf die „Minderheiten“ in der Sowjetunion gegen 


überſteht, zu bewegen. 82 einem polnifch-tuffifchen Notenwechſel 
vom 10. September follen alle etwaigen Streitfragen zwifchen den 
beiden Staaten nicht dem Schiedsverfahren vor einer internatio- 
nalen önftitution unterworfen fein, ſondern auf Grund des Art. 5 
des polniſch-ruſſiſchen Nichtangriffspaktes, alfo auf direktem Wege, 
ihre Erledigung finden. Weder Genf noch Paris werden alſo Gelegen⸗ 
heit haben, fi mit Hilfe irgendeiner juriſtiſchen Klauſel zwiſchen Kreml 
und Belvedere zu ſchieben. Polen wünſcht nicht, ſich feine mit dem 
Nichtangriffspakt und der Formel über den Begriff des „Angreifers“ 
geſchaffenen Beziehungen zu Moskau durch deſſen Eintritt in den 
Völkerbund ſtören zu laſſen. Es hofft wohl auch, auf dieſe Weiſe einen 
gröheren Einfluß auf den Gang der Moskauer Politik ausüben zu 
önnen. 

In letzter Seit iſt es ſtiller um den Oftpakt geworden. Reichs- 
außenminiſter von Neurath hat am 20. September den deut⸗ 
[ben Standpunkt in dieſer Frage noch einmal u. a. mit folgenden 
Ausführungen auf der Schlußtagung des Internationalen Straßen- 
kongreſſes erläutert: „Man ſchlägt uns die Beteiligung an einem Pakt- 
ſuſtem vor, durch das zehn Staaten verpflichtet werden ſollen, ſich im 
Kriegsfall ſofort mit allen militäriſchen Kräften zu unterſtützen. Gleich 
zeitig erklärt man mit aller Offenheit und Beſtimmtheit, daß unſer 
Beitritt zu dieſem Paktfultem natürlich nicht etwa die Anerkennung 
der Gleichberechtigung Deutſchlands auf dem Nüſtungsgebiet in ſich 
beſchließe, ſondern daß man höchſtens nach Inkrafttreten des Suſtems 
überlegen könne, ob und in welcher Weiſe es möglich fei, die inter- 
nationale Behandlung der Nüſtungsfrage wieder aufzunehmen 
Konnten die beteiligten Regierungen wirklich im Ernſte annehmen, daß 
Deutſchland in der Lage ſei, ſich auf eine ſolche Zumutung einzulaſſen?“ 
Da Frankreich und Rußland dem deutſchen militäriſchen Sleichberech- 
tigungsanſpruch nicht Rechnung zu tragen gedenken, kommt alfo eine 
Beteiligung Deutfchlands am Ojftpakt nicht in Betracht. Was 
Po len betrifft, fo liegt von diefer Seite noch immer keine endgültige 
Stellungnahme zum Paktproblem vor. Wenn ODeutſchland und Polen 
nicht beitreten. dann iſt auch mit einer Beteiligung der baltiſchen 
Staaten, die ihre Stellungnahme von derjenigen Berlins und 
Warſchaus abhängig machen wollen, nicht mehr zu rechnen. Somit 
würden von den urſprünglich vorgeſehenen Kontrahenten nur noch 
Srankreich und Nußland und, als Dritter im Bunde, die 
Cſchechoſlowakei übrig fein. Seinen ursprünglichen Sinn hätte 
das Projekt bei ſolch geringer Teilnahme verloren. Die Ablicht aber, 
die ihm jugrunde liegt und die durch ihn einigermaßen „friedlich“ 
getarnt werden ſollte: die Einkreiſung Deutſchlands, wird auch bei 
einem etwaigen endgültigen Scheitern des Paktplanes weiter verfolgt 
werden. Das franzöſiſch-ruſſiſche Bündnis und die öſterreichiſche Frage 
ſtehen dabei im Vordergrund des öntereſſes. 
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Der polniſche Regierungsbloc. 


Im polnifchen Regierungslager fpielen ſich zur Zeit mancherlei Kämpfe 
ab, teils offen, teils hinter den Rulijfen, teils politiſch-weltanſchaulich be⸗ 
gründet, teils perſönlicher Art. Derlinke Flügelunddie radi⸗ 
kale Jugend ſind in dieſen Kämpfen die angreifenden Ceile; die 
Ronfervativen ſtehen in der Verteidigung. Gekämpft wird um 
den Kurs der Landwirtſchaftspolitik, um die Zyrardomer Affäre, um die 
Einſtellung zu kirchlichen Fragen und nicht zuletzt auch um das Juden⸗ 
problem. Die Lage iſt ziemlich undurchſichtig. Man weiß oft nicht mehr, 
wer gegen wen, warum und womit kämpft. Offenſichtlich iſt nur, daß die 
konfervativen Großagrarier in der landwirtſchaftlichen Stage 
den kürzeren gezogen haben, daß fie nicht mehr imſtande Jind, die „Wen- 
dung zum Dorf“, die ſich auf Koſten ihrer wirtſchaftlichen Vormachtſtellung 
vollziehen wird, zu verhindern. Immer deutlicher laſſen ſich auch die 
innerpolitiſchen Hintergründe des Streites um 

yrardom erkennen. Die Linken benutzen dieſe Angelegenheit und 
andere Skandalaffären mit Eifer dazu, die wirtſchaftliche Poſition des 
konfervativen Adels auch auf induftriellem Gebiete zu ſchwächen, indem 
fie keine Bedenken tragen, hervorragende Mitglieder der Kkonſervativen 
Gruppe, wie 3. B. den Grafen Heinrich Potocki und den Senator 
Bujtorek, in einen wohl nicht unbegründeten Zuſammenhang mit diefen 
Affären zu bringen. Mehr im Hintergrunde ſpielen ſich die Auseinander- 
ſetzungen über die kirchlichen Fragen ab. Führend find hier die 
jüngeren Kreiſe des Negierungsklubs, die durch ihre Einſtellung ſchon 
mehrfach die offene HSegnerſchaft des polniſchen Epifko- 
pats herausgefordert haben. Die Angriffe der Jungen richten ſich dabei 
wohl weniger gegen den Katholizismus als ſolchen als gegen die 
Volle, die der Klerus im politiſchen Leben Polens ſpielt. Es unterliegt 
keinem Sweifel, daß nicht nur die radikale Legion der Jungen, ſondern 
auch maßgebende Kreiſe der Regierung romfeindlich eingeftellt 
find und hinter der Ofteuropapolitik des Vatikans polenfeindliche Machen 
ſchaften vermuten. Die Los-von-Nom- Bewegung ift in Polen zum min- 
deſten nicht unpopulär. Es ift bezeichnend, daß die Sorderungen der pol⸗ 
niſchen Viſchöfe in bezug auf die „antichriſtliche“ Tätigkeit der radikalen 
Jugend keine entsprechenden Maßnahmen von ſeiten der Regierung aus- 
gelöſt haben. 

Die Regierung ſcheint ſich den zum Teil recht verſchwommenen 
Ideologien und Sielen „ihrer“ Jugend gegenüber nach wie vor auf den 
Standpunkt des Gewähren und Ausreifenlaſſens 
zu ſtellen. Da ſie ſelber kein feſt umriſſenes politiſches Weltbild vertritt, 
Scheint dieſe abwartende Haltung für ſie das Gegebene zu fein. Nur 
dort, wo die Aktivität der Jugend ihr geeignet erſcheint, die innerpolitiſche 
Oppofition zu ſtärken, hat ſich die Regierung bisher zu einem Eingreifen 
entſchloſſen, wie es 3. B. gegenüber den Nationalradikalen und den Natio- 
nalſozialiſten wie auch gegenüber der Radikalen Gefundungsbewegung, 
die ſich kürzlich in Oſtoberſchleſien gebildet hatte, der Fall war. Im übrigen 
aber ſcheint fie ſich darauf zu verlaffen, daß die verſchiedenen und oft 
ungebärdigen Ströme der jugendlichen Aktivität ſchon einmal irgendwie 
in das breite Bett des Negierungsſtromes einmünden werden und daß 


es eines Coges auch einmal möglich fein werde, dieſes heute noch in viel- 
fachen Windungen fließende und zahlreiche, einem klaren Kurs hinderliche 
Sandbänke aufweiſende Strombett zu regulieren. 

Namentlich in der polniſchen Oppoſitlonspreſſe wird allerlei über die , 
inneren Kämpfe im Negierungslager gefchrieben. Die Darſtellungen diefer 
Preſſe haben die offiziöfe „Sazeta Polka“ kürzlich zu einer Entgegnung 
veranlaßt, in der ſie die betreffenden Nachrichten und Gerüchte als 
„albernes Geſchwätz“ abzutun verſucht. Sie bemüht ich, die Auseinander- 
ſetzungen, die bereits ftark in die Öffentlichkeit gedrungen find, als vor— 
übergehende Begleiterſcheinungen eines ebenſo notwendigen wie natür- 
lichen Neinigungsprozeſſes darzuſtellen. Der Negierungsblock, 
ſchreibt ſie, habe eine Aufgabe, die von Seit zu Zeit an jede politiſche 
Gruppe herantrete, ju löſen; er habe in allen Abteilungen dieſes Blocks 
den ganzen Schlamm, Schmutz und Unrat auszulaugen, der ſich in ihnen feſt⸗ 
geſetzt hat. Dies ſeieine ebonſo normale Aufgabe wie 
das Ausſchlammen eines Teiches, wie das Neinige 
eines Dampfers von den angeſetzten Pflanzen. Es ſei 
das aber keine politiſche Arbeit. Nein, ſondern eine gewöhnliche und 
unangenehme, vielfach menschliche Arbeit. Wenn man dies einen Kampf 
nennen dürfe, Jo müſſe man ihn direkt als einen Rampf mit der 
Schweinerei bezeichnen, jedoch durchaus nicht als einen Kampf mit 
irgendwelchen politiſchen Anſichten. Erſt wenn entgegen den Grund- 
ſätzen der menſchlichen Ethik eine Gruppe des Reglierungsblocks dieſe 
Arbeit zu hindern versuchen ſollte, erſt dann hätten die Gerüchte über 
innere Kämpfe im RNegierungsblock eine Berechtigung. Da dies aber 
nicht der Sall ſei, ſei alles, das darüber geſagt werde, nur „albernes 
Geſchwätz“. 

Danach wäre alſo — bis auf das notwendige die len — im 
Regierungsblock alles in beſter Ordnung. Aber die Fälle Potocki. 
Dobiecki und Targowſbi, zu denen noch die Fälle des Sejm 
abgeordneten Sdzikomfki, des Kielcer Woymoden 1 und 
des Senators Wyftorek hinzugekommen Jind, find nur der Vor- 
dergrundder Ereignifſe, die ſich im Regierungsblock 
abfpielen. Dahinter ſtehen Gegenjäte ſozialer und weltanſchaulicher 
Art. Es ift nur natürlich, daß in einem Jo verſchiedenartig zuſammen⸗ 
geſetzten Gebilde wie dem polniſchen Negierungsblock von Seit zu Seit 
Gegenſätze aufklaffen. daß dort Anſchauungen und Interefjen miteinander 
ringen. Es hat im Xegierungslager niemals völlige Einmütigkeit und 
Nuhe geherrſcht. Es hat dort immer ein Schieben und Drängen der ver- 
ſchiedenen Kräfte gegeben. Es war ſchon oft von einem Auseinanderfallen 
des Blocks die Rede, wie auch davon, daß der Block außenſtehende Kräfte 
an ſich heranziehen und in ſich aufnehmen werde. Der Unterſchied gegen 
früher iſt nur der, daß die Tendenzen heute ſtärker aufeinanderſtoßen, daß 
der neue Kurs ſich gegen diejenigen Kreiſe richtet, die bisher zu den maß ⸗ 
gebendften nicht nur im Block, ſondern im öffentlichen Leben Polens über⸗ 
haupt gehört haben, und daß jetzt auch Fragen in die Debatte geworfen 
werden, die — wie das Kirchen- und Judenproblem — bisher ſtets vor- 
ſichtig umgangen worden ſind. i 


Gſtland⸗Woche. 


Deutſche Kunſthiſtoriker in Polen. 


Sur Seit befinden ſich einige deutſche Kunſthiſtoriker auf einer mehr- 
wöchigen Fahrt durch Polen, die dem Studium der dortigen Kunſt⸗ 
denkmäler gilt. Es find dies Prof. Dagobert Freu⸗ Breslau, 
Dr. Grundmann Breslau und Prof. Engelhardt Hempel 
Dresden. Sie beſuchten zunächſt die Kunſtdenkmäler in der Wojemod- 
ſchaft Kielce, beſonders in Jendrzejow, Koprzuwnica, Suleſow, und 
begaben ſich dann über Sandomierz nach Baranow, wo Br das 
Nenaiſſanceſchloß beſichtigten, und fuhren dann über Tarnow, Wisnicz 
nach Krakau. Dort galt ihre Aufmerkfamkeit in erſter Linie der 
Marienkirche, die den berühmten Altar des Nürnberger Meifters. Veit 
Stoß birgt. Sie beſuchten ferner das Kloster der Kamaldulenſer in 
Bielanu, das Schloß in Wola Juſtowſka und die Ruinen der früheren 
Abtei von Tuniec, von wo fie die Weiterreiſe über Sucha, Nabka, 
Neumark, Debno, Alt-Sandez, Grybom, Gorlice, Krosno, Nzeszow und 
Przemysl fortſetzten. Dann führte die Fahrt an der Südgrenze Polens 
entlang und durch Oftpolen nach dem Nordoſten, wo insbeſondere das 
an Kunſtdenkmälern reiche Wilna beſucht wird. Ihren Abſchluß wird 
die Studienfahrt in Warſchau finden. 


Die deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftsverhandlungen. 


Die deutſch⸗polniſchen Wirtſchaftsverhandlun⸗ 
gen, die im Juni ins Stocken geraten waren, ſind ſeit kurzem 
wieder in Fluß gekommen. Deutſcherſeits wird der Ab- 
ſchluß eines Kompenſationsabkommens erſtrebt, da bei 
der deviſenpolitiſchen Situation Deutſchlands auf andere Art an eine 
Steigerung des beiderfeitigen Warenverkehrs nicht zu denken iſt. 
Polniſcherſeits hat man ſich mit dieſer deutſchen Auffaſſung jetzt endlich 
befreundet. Man wünſcht aber mit dem Abſchluß eines Rompenfations- 
abkommens den Abſchluß eines Clearingabkommens zu 
verbinden, der die vollſtändige Deckung der polniſchen Forde- 
rungen in Deutſchland auch in Seiten einer gehemmten Devifenzutei- 
lung durch die Reichsbank ſichern ſoll. Von polniſcher Seite wird ein 
ſolches Abkommen, das z. B. die jetzt ſtockende polniſche Holzeinfuhr 
nach Deutſchland wieder in Fluß bringen könnte, dringend gewünſcht. 


Auflöfung des Verbandes zur Förderung der Danzig⸗polniſchen 
Wirtſchaftsbeziehungen. 


‚Der „Verband zur Sörderung der Danzig⸗pol⸗ 
niſchen irc eb eb e der unter dem Vorſitz 
des polniſchen Abgeordneten des Danziger Volkstages, Dr. 
Moczynlki, ſteht, hat beſchloſſen, feine Tätigkeit — zu- 
nächſt auf die Dauer von zwei Jahren — einzuftellen. Der 
Verband wurde ſeinerzeit, als der Danzig-polniſche Wirtſchaftskonflikt 
beſonders ſcharfe Formen annahm, mit dem Sweck ins Leben gerufen, 
die innere Seſchloſſenheit der Danziger Wirtſchaft 
gegenüber Polen zu ſprengen. Das Büro des Verbandes 
wird jetzt aufgelöft. Das Verbandsorgan ſtellt ſein Erſcheinen ein. 
Die Auflöfung iſt eine logiſche Solge der letzten wirt 
ſchaftsorganiſatoriſchen Maßnahmen des Dan- 
ziger Senates, insbeſondere der Begründung der Danziger 
Außenhandelskammer, in deren Präſidium der polniſche Volkstags- 
abgeordnete Dr. Moczunſki berufen wurde. Die Begrenzung der 
Geltungsdauer des Beſchluſſes auf zwei Jahre ſtimmt mit der vor⸗ 
läufigen Laufzeit der Danzig-polniſchen Wirtſchaftsabkommen vom 
6. Auguſt d. J. überein. 


Der Weſtmarkenverein. 


Der „Verband zur Verteidigung der Weltmarken“ 
(kurz Weſtmarkenverein) hat auf einer Tagung feines Oberſten Rates 
eine Anderung feiner Satzung beſchloſſen. Die Satzung foll der am 
18. und 19. November in Warſchau juſammentretenden Delegierten 
verſammlung zur Beſtätigung vorgelegt werden. U. a. ſoll der Name 
des Verbandes in „Polniſcher Weſtverband“ umgeändert 
und der Sitz des Verbandes von Poſen nach Warſchau 
verlegt werden. Über die Griinde und Abſichten dieſer Anderungen 
laffen ſich nur Vermutungen anſtellen. Es iſt aber anzunehmen, daß 
die Negierungskreiſe beſtrebt find, den bisher ſtark unter national 
demokratiſchem Einfluß ſtehenden Verband mehr in die Hand 
zu bekommen. 
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Ein Fichtebund⸗Flugblatt in polniſcher Sprache. 


Der Deutſche Fichte Bund, Hamburg, der gegen das 
Verſailler Diktat, die Kriegsſchuldlüge und die Greuelhetze rund 50 
deutſche und 150 fremdlprachige Flugblätter geſchaffen hat, bringt nun⸗ 
mehr ein Flugblatt in polniſcher Sprache heraus. Es 
handelt ſich um das Slugblatt „Das nationalſozialiſtiſche Deutſchland 
als europäifche Friedensmacht“ (Nr. 679%); es enthält einen Auszug aus 
der Rede, die Reichsminiſter Dr. Soebbeis in Warſchau gehalten 
hat. Die Abgabe erfolgt unentgeltlich. 


Muſeumsbau in Kattowitz geplant. 


Bereits ſeit einer Reihe von Jahren beſteht in Kattowitz ein 
Muſeum, das von der Wojewodſchaft mit bedeutenden Mitteln ge- 
ſchaffen und vorläufig in einer Anzahl von Räumen des 
Wojewodſchaftsgebäudes untergebracht if. Für diefes 
Muſeum ſoll nunmehr ein eigenes Gebäude errichtet werden. 
Ein vor zwei Jahren ausgeſchriebener Wettbewerb erbrachte 30 Ent- 
würfe, von denen jedoch keiner für geeignet befunden wurde. Infolge⸗ 
deſlen hat der Wojewode Dr. Hrazunfki einen Ingenieur Schaper 
beauftragt, einen Entwurf für das AMujeumsgebäude auszuarbeiten. Es 
ſoll ein Monumentalbau in Sifen, Beton und Glas 
werden und ſeinen Platz in nächſter Nähe des Wojewodſchaftsgebäudes 
erhalten. Die Grundsteinlegung ift für das kommende Jahr vorgeſehen. 
Das Muſeum Joll Abteilungen für Seologie, Vor⸗ 
geſchichte, Volkskunde, Kun jt uf w., dazu Säle 
Stonderausſtellungen, Arbeitsräume u. d. m. enthalten. 
sie die Ausarbeitung des Bauplanes iſt ein Beirat eingeſetzt worden, 

em Profejloren der Cechniſchen Hochſchulen Lemberg und Warſchau 
und eine Anzahl hervorragender Mufeumsfachleute angehören. Bei 
der Großzügigkeit, die bei dem Kattowitzer Wojemodichaftsgebäude 
und anderen Nepräſentationsbauten bereits gezeigt worden ijt, kann 
man annehmen, daß auch an dem künftigen Mufeumsbau nichts gefpart 
werden wird, um eine Sehenswürdigkeit zu ſchaffen. 


10 000 Volksſchullehrer zu wenig! 


Die polniſchen Lehrerorganiſationen haben bejchloffen, 
eine Denkſchrift über die ſchwere Lage des Volksſchul⸗ 
weſens an die Regierung zu richten. Fachkreise berechnen, daß man 
die Sahl der Stellen um etwa lo doo erhöhen müßte, 
um der allgemeinen Schulpflicht Genüge zu tun. Notwendig ſei auch 
der Bau neuer Volksſchulen. 


Der polniſche Epiſkopat gegen die ſtaatlichen Feſttage. 


Vom 5. bis 7. September fand in Tichenſtochau eine Konferenz 
des polniſchen Spiſkopats in Anweſenheit der beiden pol- 
niſchen Kardinäle, von fünf Erzbiſchöfen und 24 Biſchöfen unter dem 
Vorſitz des Kardinals Rakomfki ſtatt. U. a. befaßte ſich dieſe Kon⸗ 
ferenz auch, wie die polniſche Preſſe berichtet, mit dem Uberhand- 
nehmen der weltlichen Seſttage, die in völlig unzuläſſiger 
Weiſe „Sejte“ genannt würden und geeignet feien, die Bedeutung und 
das Anſehen der kirchlichen Sejttage zu mindern. Als unzuläjfig wurde 
vom Spiſkopat u. a. auch die Bezeichnung „Feſtdes Meeres“ 
erklärt. Aber nicht nur die Bezeichnung wurde beanſtandet. 
Sondern der Epijkopat Jtellte ſich auch auf den Standpunkt, daß das 
Hinzuziehen der Kirche zu dieſen feierlichen Veranſtaltungen nicht mehr 
zuläſſig ſei. „Augenſcheinlich iſt alfo der Epifkopat der Anſicht, daß 
3. B. das nächſtjährige §eſt des Meeres ohne Beteiligung der Geift- 
lichkeit ſtattfinden foll,* heißt es hierzu in einem der Regierung nahe- 
ſtehenden Blatt. Dieſem Beſchluß des Epiſkopats kommt nicht nur 
infofern Bedeutung zu, als die Gegnerſchaft der Geiſtlichkeit geeignet 
iſt, die Volkstümlichkeit und die Wirkung dieſer Sefte zu mindern. 
Dieſer Beſchluß ift auch ein Zeichen für das geſpannte Verhältnis, das 
zwiſchen dem Pilſudſkiregime und dem römifchen Klerus beſteht. Diefer 
läßt die Regierung ihre freidenkeriſche Tendenz in einer Art Boykott 
der ſtaatlichen Seiertage entgelten. N 


olniſches Schulſchiff auf Weltreiſe. 

Das polniſche Schulſchiff „Dar Pomorze“ („Geschenk 
Pommerellens“) iſt am 16. September aus Gdingen ausgelaufen, um 
Jeine erste Reife um die Welt zu unternehmen. Die Sahıt 
geht über Kopenhagen, Haiti, den Panamakanal, Honolulu, japanifche 
und chineſiſche Häfen, Singapore, Südafrika, Azoren um. An Bord 
befinden ſich 106 Perfonen, darunter 61 Schiffsjungen. Zur Abſchieds⸗ 
feier im Sdingener Hafen waren u. a. der Handelsminiſter Sloyar- 
Rajchman und der polniſche diplomatische Vertreter in Danzig, 
Or. Papée. erſchienen. 


Bereza Kartuſka. 


Am 19. und 20. September wurden, noch vor Ablauf der drei- 
monatigen önternierungsfriſt, die erſten Häftlinge aus dem Konzen- 
trationslager Bere za Kartuſka entlaffen. Bei den Entlaſſenen 
handelt es ſich um Angehörige der Nechtsoppoſition. Von den 
Ukrainern und Kommuniſten, die im Lager feſtgehalten werden, ſoll 
bisher noch keiner freigelaſſen worden ſein. Vis auf einige, denen die 
ungewohnte ſchwere körperliche Arbeit, zu denen ſie herangezogen 
wurden, nicht bekommen iſt, Jollen die Sreigelaffenen einen gefunden 


für 


Eindruck machen. Ihre Sahl läßt ſich, da fie in kleinen Trupps und 
mit verſchiedenem Neiſeziel das Lager verlajlen, nicht feſtſtellen. Man 
rechnet mit der Auflöſung des Lagers in einigen Wochen, 
mit Beginn der kalten Jahreszeit. 


Prof. Pniewfki. 

Im „Oftland“ Nr. 34 war auf Seite 300 unter den Mitgliedern 
des Oberſten Rates des Bundes der Auslandspolen auch der Profeſſor 
des polniſchen Gymnajiums in Danzig und Schriftleiter des „Oryf“, 
Wladislaw Pniewfki - Danzig, genannt worden. Wie wir er- 
fahren, liegt hier eine Verwechſlung mit Prof. Bohdan Priemfki- 
Warſchau vor. Dieſer gehört dem Nate an. 


Die neuen Staatsbürger Südafrikas. 


In der ſüdafrikaniſchen „Sovernement Gazette“ vom 
27. Juli d. J. findet ſich eine Veröffentlichung über die Perſonen, die 
in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1934 die ſüdafrikaniſche Staats- 
angehörigkeit erworben haben. Die Angabe der Geburtsländer 
und Berufe der namentlich angeführten Perſonen gewährt 
einen interejjanten Einblick in die bevölkerungspolitiſche Entwicklung 
dieſes Landes. Die 584 angeführten Ausländer verteilen ſich zahlen 
gemäß auf folgende Länder: 
Litauen 
Außland .. 
Deutſchlanʒ j U wꝑ 
Auf die übrigen Länder, wie Portugieſiſch Weſtafrika, Holland, 
Südwest- Afrika, Griechenland, Italien, Schweiz, Paläjtina uſw. ent- 
fallen nur 95 neue ſüdafrikaniſche Staatsbürger. Die oſteuro⸗ 
päiſchen Länder (Litauen, Rußland, Polen und 
Lettland) zeigen eine Geſamtzahl von 434 Perſonen. öntereſſant ift 
die Namensliste. Es ſind gekommen die Cohens aus Paläſtina, Ruß- 
land, Litauen und Polen, die Bloch s aus Rußland, Litauen und der 
Schweiz, die Holdbergs aus Paläſtina, Polen und Litauen, die 
Rats aus Polen, Paläſtina und Litauen, die Levis, Levins, 
Lebus und Lewys aus Holland, Polen, Litauen, Rußland und 
Schweden. Die Löwenſteins kommen alle aus Lettland. 
Im Berufsstand ſtehen die kaufmänniſchen Berufe, was bei 
diefer Namensliſte nicht verwunderlich ijt, mit 269 an erſter Stelle; 
Handwerker ſind 71, Farmer 11 und Arbeiter nur 2 gekommen. Die 


223 Polen 
89 Lettland 
55 


anderen Verufsangaben verteilen ſich auf Lehrer, Mediziner, Studen- 


ten uſw. Dabei ſind 7. B. alle Studenten aus Litauen, Polen und 
a ‚Srkemmen. Eine intereſſante Statiſtik. Armes Süd- 
afrika 


Kurt Heynickes 2 Neurode 

Kurt Heunicke, der einer ſchleſiſchen Arbeiterfamilie entſtammt 
und ſchon im Jahre 1919 den Kleiſtpreis erhielt, hat ein Shingſpiel 
„Neurode“ verfaßt, das zu den wenigen Spielen gehört, die heute 
ſchon die an das Chingſpiel geſtellten Forderungen in weitem Maße er- 
füllen. Die Vorgänge um die Neuroder Grube, die dem 
Spiel zugrundeliegen, die großen Unglücksfälle, die wirtſchaftliche Not ⸗ 
lage und vor allem die Nettung der Grube durch die Gründung einer 
Arbeitsgemeinſchaft, ſind bekannt. Diejes frühe Beispiel für die Ver⸗ 
wirklichung eines Arbeits- und Gemeinſchaftsgedankens, wie ihn der 
Nationalſozialismus fordert, hat Heynicke benutzt, um die idee der 
Vollesgemelnſchaft, die Begriffe von Arbeit als Dienſt am Ganzen, 
vom Gemeinnutz, von Volk und Heimat darzuſtellen. Das Spiel iſt 
durch die Schleſiſche Spielgemeinſchaft für nationale Feſtgeſtaltung und 
die NS.-Gemeinjchaft „Kraft durch Freude“ in der Breslauer Jahr- 
hunderthalle mit großem Erfolg aufgeführt worden. 2 


Robinſon ſtatt Radbruch. 


Nachdem Profeſſor Radbruch auf den Lehrauftrag für memel- 
ländiſches Necht an der Kauener Univerſität verzichtet hat, wird dieſer 
vorausſichtlich dem Rechtsanwalt Dr. Nobinſon übertragen werden, 
der kürzlich einen umfaſſenden Kommentar des Memelftatuts vom 
litauiſchen Standpunkt aus veröffentlicht hat. 


Beſchlagnahme eines deutſchfeindlichen Buches. 


Auf Anordnung der polniſchen Behörden wurde das bei einem 
Verlage in Nikolai (Oſtoberſchleſien) erſchienene Buch „Die Wahr- 
beit über Hitler und die Juden“ beſchlagnahmt. Das 
Bild auf der Citelſeite ſtellt eine beſonders kraſſe Verunglimpfung des 
deutſchen Staatsoberhauptes dar. 


3 


Korruption in der Warſchauer Stadtverwaltung. 


Der Warſthauer Stadtpräſident Star zunſki machte auf einer 
Prellekonferenz Mitteilungen über die Mihwietfchaft des ‚früheren 
Warſchauer Magiftrats. Die Wirtſchaft ſei nicht nur nachläſſig ge⸗ 
weſen, ſondern habe auch vielfach gegen das Strafgeſetz verſtoßen. Es 
habe in Warſchau nicht einen Magiſtrat, ſondern eine ganze Maſſe 
von „Magiſtraten“ gegeben, die ohne Verbindung miteinander oder gar 
gegeneinander gewirtſchaftet hätten. Die Angeſtellten ſeien nicht ent⸗ 
Iprechend dem Bedarf, ſondern nach Protektion eingeſtellt worden. 


ET Te 


Die Unterſchiede in der Beſoldung ſeien durch illegale Beſol⸗ 
dungszufchüjfe herbeigeführt worden. Trotz der finanziellen 
Schwierigkeiten der Stadt habe man mit RNieſenremune⸗ 
rationen für die Erwählten um ſich geworfen. In einigen ſtädti— 
ſchen Inſtitutionen hätten die Diener ein Einkommen be- 
zogen, das dem Gehalt eines Miniſterialrats gleich- 
elend mmen ſei. Städtiſche Angeſtellte hätten die für Obdachloſe 

eſtimmten Wohnungen eingenommen und ſtädtiſche und ſoziale 
Unterſtützungen bejogen. Die Penlionsbeſtimmungen 
ſeien jo beſchaffen geweſen, daß es möglich geweſen ſei, jemanden 
für einen Tag im Magiſtrat anzuſtellen, ihn zu entlaſſen und ihm ein 
Nuhegehalt für 30 Jahre zuzuerkennen. Gehälter ſeien vorſchrifts- 
widrig gezahlt worden. Nuheſtandsbezüge habe man rechtswidrig 
zuerkannt. Der Magiſtrat habe keine urbane Politik betrieben. 
Jeder habe gebaut wie und wo er wollte. Kleine Neben- 
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ſtraßen habe man mit Ajphaltpflalter verſehen, während die Haupt- 
ſtraßen lich in fataler Verfaſſung befanden. Das Diplom eines Ehren- 
bürgers der Stadt Warſchau für den General Zeligomfki, das 
auf Grund eines Stadtratsbeſchluſſes vom Jahre 1921 im Jahre 1925 
angefertigt worden ſei, habe man im Jahre 1934 in den Stadtrats- 
akten gefunden, — es war nicht überreicht worden. Kennzeichnend 
für die korrupte Sinanzpolitik des früheren Magiſtrats ſei es 
u. a. auch, daß ſich der Magiſtrat während der Verhand- 
lungen mit Privatbanken über einen vom Staatsſchatz garantierten, 
mehrere 10 Milionen betragenden Kredit eines Vermittlers bedient 
habe, der 2 bis 3 v. H. der ganzen Summe als Proviſion erhalten 
habe. Der Kredit habe deshalb die Stadt jährlich 15 v. H. gekoftet. 
Offentliche Gelder feien in den hen geworfen 
worden. — Sum Schluß gab der Stadtpräfident feinen Plan zur Rege- 
lung der Stadtfinanzen bekannt. 


Die Not des polniſchen Dorfes. 


Die polniſche Preſſe, insbefondere natürlich diejenige der Oppoſi⸗ 
tionsparteien, iſt dauernd voll von Klagen über die Not der 
Bauern in Polen, und zwar nicht nur im öſtlichen Polen, 
woher man Schilderungen über das in den Dörfern herrſchende 
Elend ſchon ſeit langer Zeit kennt. Auch in den ehemals 
deutſchen Sebieten, in Poſen und Pommerellen, ift unter den 
Bauern, aber ganz beſonders unter den Siedlern, die auf früher 
zumeiſt deutſchem Beſitz oft in der primitivſten Form angeſetzt 
worden Jind, der Lebensstandard vielfach auf ein erſchreckend niedriges 
Niveau geſunken. Die niedrigen Preiſe für landwirtſchaftliche Pro- 
dukte, die unerſchwinglich hohen Preiſe für alle nichtagrariſchen Er- 
zeugniſſe, die drückenden Steuern und die Überſchuldung machen, den 
Berichten der Preſſe zufolge, den Gerichtsvollzieher zu einem ſtändigen 
Gaſt in, den Dörfern und den Bauern und Anſiedler zu einem ab- 
hängigen Knecht auf ſeinem eigenen Beſitz. „Mit einem Wort“, fo 
ſchrieben vor einiger Zeit einmal einige nationaldemokratiſche Blätter, 
„es ſteht ſchlimm um das pommerelliſche Dorf, denn 
auch hier (und nicht nur im öſtlichen Polen) wird Viehſalz zu 
den Speiſen verwendet, wird an Stelle von Petroleum der 
Kienſpan gebrannt, wird zwecks Erſparung von Streichhölzern ein 
ewiges Feuer unterhalten. Die ganze Familie geht in ein und 
demſelben Anzug zur Kirche, den fie abwechſelnd anzieht; Zeitungen 
können nicht mehr gehalten werden, weil keine Mittel dazu vorhanden 
In höchſtens, daß mehrere Nachbarn das Geld hierfür zufammen- 
egen.“ 


Daß das polniſche Dorf übervölkert ift, daß die not- 
wendige landwirtſchaftliche Arbeit von erheblich weniger Menſchen 
geleiſtet werden könnte, als tatſächlich vorhanden find, iſt bekannt; 
und auch in der Negierungspreſſe iſt oft genug die Übervölkerung des 
polnischen Dorfes als eines der ſchwlerigſten ſofialen 
Probleme, für deſſen Löſung noch nichts Entſcheidendes unter- 
nommen worden ift, anerkannt worden. Statiſtiſch läßt ſich die länd⸗ 
liche Arbeitsloſigkeit nicht erfaſſen. In den offiziellen Ar- 
beitsmarktjtatiftiken wird ſie überhaupt nicht berückſichtigt. Was an 
Schätzungen vorliegt, verdient zwar Beachtung, wird in ſeiner Zuver- 
läſſigkeit aber in jedem Falle mehr oder weniger von der politiſchen 
Einſtellung und dem ſozialen Temperament des Schätzers getrübt. Die 
nationaldemokratiſche „Bazeta tfzamfka“ fette ſich am 
2. und 4. Juli d. J. einmal mit dem Problem der dörflichen Arbeits- 
loſigkeit auseinander. 

„Das Dorf“, fo hieß es da u. a., „Mt das größte Sammelbecken 
der Arbeitsloſen in Polen . .. Laſſen wir das Problem der Saiſon— 
arbeit außer acht, jo können wir Jagen, daß 6,3 Millionen Berufs- 
tätiger in der Landwirtſchaft während des ganzen Jahres Arbeit haben, 
und daß 6,6 Millionen während des ganzen Jahres 
arbeitslos find. Selbſt in den Monaten der größten Bean- 
ſpruchung genügen zur Ausführung wichtiger Saiſonarbeiten 56 bis 
84 v. H. der in der Landmwirtjchaft tätigen Bevölkerung. Bedenken 
wir: 6 600 000 erwachſene, mit dem Boden verbundene Menſchen haben 
überhaupt keine Arbeit, oder teilen ſich in der Arbeit mit dem Reit, 
der auch ohne ihre Hilfe den Acker beſtellen könnte! Welch ungeheurer, 
vernachläffigter und unausgenützter Vorrat an Kraft, Energie und 
Reichtum!“ 

Einigkeit beſteht in der Preſſe aller Richtungen darin, daß die 
Bemühungen der letzten Jahre, der Landwirtſchaft 
zu helfen, völlig unfureichend geweſen find. Die ver⸗ 
ſchiedenen Zinsfenkungs- und Preisſtützungsaktionen uſw. haben den 
weiteren Niedergang der Landwirtſchafk im weſentlichen nicht aufzu- 
halten vermocht. Gerade die Erkenntnis der Unzulänglichkeit diefer 
Maßnahmen, die allzu ſehr noch auf die Wünſche und Intereffen des 
Großgrundbeſitzes eingeſtellt waren, haben im Januar d. J. zu der 
Regierungsumbildung geführt, durch die die Leitung der 
Staatsgeſchäfte in die Hand von Männern wie Roslomfki und Ponia- 
towſki gelegt wurde, die mit dem Vorſatz an ihre Arbeit herangingen, 
in allererſter Linie dem Kleinbauern zu helfen, die 
„Front nach dem Dorf“ zu nehmen. Mit diefer Negierungsumbildung 
iſt die polniſche Agrarpolitik in ein neues Stadium getreten; fie hat 
ſich einer Aufgabe zugewandt, die nicht nur den Einfatz ganz großer 
Mittel, ſondern auch die Kühnheit weitſchauender Maßnahmen und die 
Bereitſchaft zu einem das ganze Wirtſchaftsleben erfaffenden Kurs- 
wechſel erfordert, wenn fie gelingen Joll. 


Parzellierung und Entſchuldung ſind die beiden Hauptpfeiier des 
Agrarprogramms der Regierung Koflowſki. Daß ſich die Entſchuldung 
nur in beſchränktem Maße auf die großen und mittleren Betriebe, 
aber uneingeſchränkt auf die Maſſe der kleinen Wirtſchaften 
erſtrecken ſoll, iſt das wirtſchaftlich und politiſch Weſentliche an diefem 
Programm, das erklärlicherweiſe bei den Hroßgrundbeſitzern, die in der 
Hauptſache auf dem konjervativen Flügel des Regierungsblocks ſtehen, 
abgelehnt und bekämpft wird. Jedoch ohne Erfolg. Zu der ohne 
Nückſicht auf die Höhe der Verſchuldung für die Entſchuldung in 
Betracht bommenden Gruppe des Kleingrundbefitzes bis 
zu 50 ha gehören in ganz Polen etwa 3,3 Millionen Be- 
triebe. ‘Daneben ſtehen etwa 30 000 Betriebe mit mehr als . 
50 ha, die hinſichtlich der Entſchuldung in mehrere Gruppen eingeteilt 
werden. ere mittlere Beſitz (bis zu 500, in einigen Gebieten 
bis zu 100) ha) wird, ſofern ſeine Verſchuldung 75 v. H. des Schätzungs⸗ 
wertes nicht überſteigt, von der Aktion berückſichtigt werden. Die Be⸗ 
triebe von über 500 (bzw. 1000) ha werden bis zu einer Verſchuldungs⸗ 
grenze von höchſtens 50 v. H., diejenigen von über jooo (bzw. 1500) ha 
bis 4 einer Verſchuldungsgrenze von höchſtens 40 v. H., und ſchließlich 
die Betriebe von über 2900 (bzw. 2500) ha bis zu einer Höchſtverſchul— 
dung von 30 v. H. des Schätzungswertes in die Entſchuldungsaktion 
einbezooen erden. Für land wirtſchaftliche Betriebe, die wegen ihrer 
übermäßigen Verſchuldung von der Entſchuldungs aktion 
nicht miterfaßt werden können, find beſondere Beſtimmungen über 
ein Liquidations- und Vergleichs verfahren vorgeſehen. 
Dieſe Beſtimmungen haben zum Siele, den Schuldnern einen Vergleichs⸗ 
abſchluß mit den Gläubigern bzw. eine völlige oder nur teilweiſe Piqui- 


dation der Beſitzſubſtanz zu erleichtern. 


Welche Ausmaße die Verſchuldung der Landwirt- 
ſchaft in Polen angenommen hat, darüber gibt ein Artikel, 
der am 10. Juli d. F. in der „Hazeta Warſvawska“ erſchienen iſt, Aus- 
kunft. Danach haben die im Jahre 1932 durchgeführten Erhebungen 
des Sinanzminifteriums folgenden Schuldenſtand, der ſich inzwiſchen 
zweifellos noch erhöht hat, ergeben: 


langfriſtige organiſierter Kredit. .. 1842.8 Mill. 31. 
langfriſtiger nicht organifierter Kredit. 700 Er 
kurffriſtiger arganiſierter Kredit . 224,8 „ „. 
kurzfristiger ıdıht organifierter Kredit. 800 5 
rückftändige Steuern und Leiſtungen . 384 — 


juſammen 4621, Mill. Gl. 


Die jährlich aufzubringende Zinfenlaft für diefe Schuld 
wurde damals auf „twa 350 Mill. Zloty, die für die Amor ie tion 
erforderliche Summe auf 305 Mill. Zloty geſchätzt. Zu gleicher Seit 
wurden aber die Bareinnahmen der polniſchen Landwirt⸗ 
Schaft damals auf rund 520 Mill. Zloty errechnet. „Von dieſer 
Summe“, ſchreibt die „Sazeta Warſzawska“ in ihrem erwähnten Artikel, 
„entfallen auf den Wirtſchaftsaufwand 1064 Mill. Zloty, auf 
laufende Ausgaben und Leistungen 247 Mill. Zloty, fo daß 
zur Verzinfung der Schulden und Nückſtände nur 200 Mill. Zloty übrig 
bleiben, während dieſe Poſitionen außer den ſofort fälligen Jablungs 
verpflichtungen 414 Mill. Zloty betragen.“ Aus dieſen — wenn auch un- 
genauen — Schätzungen ergibt ſich ganz klar, daß die vorhandene 
Schuldenlast von der polnischen Landwirtſchaft nicht aus eigener Kraft 
abgetragen werden kann, ſondern ſie, wenn man den Dingen ihren Lauf 
läßt, in eine ftetig wachſende Verschuldung hineintreiben muß. Selblt 
eine weſentliche Senkung des Sinsfußzes und andere, im Agrarprogramm 
der Negierung Kozlowſki vorgeſehene Maßnahmen werden nicht in der 
Lage fein, eine dauernde Beſſerung zu ſchaffen. Unentbehrlich ift für eine 
dauernde Geſundung die Schließung der Preisſchere, d. h. 
ein Ausgleich zwiſchen dem Preisniveau der landwirtfchaftlichen und 
demjenigen der induftriellen Produkte. Damit aber greift — wie auch 
von der finanziellen und bevölkerungspolitiſchen Seite her — das Problem 
der Agrarpolitik unmittelbar in das der Außen handels- und In- 
dujtriepolitik ein. Das eine ift nicht ohne das andere zu löfen. 
Zu löſen aber ſind diefe Probleme alle nur dann, wenn die Landwirt- 
ſchaft bei allen Maßnahmen, die getroffen werden, als die wirtſchaftliche 
Grundlage des Staates und der Bauer als der erftr Bürger im Staate 
gewertet wird. 
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Das Problem der VBerkehrsiprade in den Randſtaaten. 


Es iſt für kleine Völker, die, wie das eſtniſche, lettiſche und 
litauiſche, nur 1 bis 2 Millionen Seelen zählen, nicht leicht, ohne die 
Zuhilfenahme einer Fremdsprache auf millenjchaftlichem und anderem 
Gebiete mit den großen Völkern Schritt zu halten. Das Bedürfnis und 
der Zwang, die Sprache eines großen Kulturvolkes zu ſprechen, it daher 
bei den Angehörigen jeblenmähig ſchwacher Nationen bejonders Jtark 
ausgeprägt. Für die Ejten, Letten und Litauer find bisher Deutjeb 
und Nu liſch die kulturell bedingten bzw. politisch gegebenen 
Verkehrsfprachen geweſen. Mit der Frage einer Neu- 
orientierung in der Wahl einer Verkehrslprache 
für die drei baltischen Staaten ſetzte ſich vor kurzem das 
balbamtliche Rigaer Morgenblatt „Nihts“ in bezeichnender Weise 
auseinander. Da die neue Generation des lettiſchen Volkes, 
heißt es dort, Deutſch und Nuſliſch in den lettiſchen Schulen nicht mehr 
lernen werde, Jo müſſe ſchon jetzt eine andere Entſcheidung fallen, 
Die Stage der Pflichtfremödſprache in den Schulen 
könne aber von den einzelnen baltiſchen Ländern 
nicht Jelbjtändig gelöft werden. Die Entscheidung müſſe 
vom Geſichtspunkt der gemeinfamen Intereffen getroffen werden. 
Dadurch, daß Lettlands neues Schulgefe der engliſchen Sprache 
den vornehmſten Platz unter den Fremdſprachen 
in den Hrund⸗ und Miktelſchulen eingeräumt habe, fei die 
Lage Lettlands einigermaßen mit der in Estland gleichgejchaltet 
worden, wo ſchon früher, wenigſtens in den Mittelſchulen, 
Sngliſch Pflichtfach gewejen ſei. „Das neue Schulgeſetz Lett⸗ 
lands,“ ſchreibt das Blatt dann, „regelt aber dieſe Frage viel konje- 
quenter als Eſtland, wo die Eltern in der Sremdfprachenfrage noch viel 
zu beſtimmen haben. Von diefer Seite wird in Eſtland großes öntereſſe 
der deutſchen Sprache zugewandt, und man zweifelt an der 
praktiſchen Brauchbarkeit der engliſchen Sprache in unſeren Verhält- 
niffen. Ganz anders verhält es ſich mit den Fremdſprachen in 
Litauen. Port ſteht an erſter Stelle in den Mittel- 
ſchulen die franzöliſche Sprache als Pflichtfach und 
erſt an zweiter Stelle kommen Deutſch und Engliſch 
nach Wahl. In der vierklajligen Slomentarſchule, die in 
keinem direkten Zuſammenhang mit der Mittelſchule ſteht, gibt es 
überhaupt keine Sremdfprace. In Litauen iſt eine große 
Neigung für die franzöſiſche Sprache zu beobachten und ſehr wenig 
Intereſſe für die engliſche. Es find alſo gewiſſe Schwierigkeiten zu 
überwinden, bis Litauen ſich hinſichtlich der Sprache den anderen bal⸗ 
tiſchen Staaten angleichen kann. Gerade auf Wunſch des litauischen 
Vertreters ließ die Konferen; der baltiſchen Annähe- 
rungsvereine, die am J. Juli d. J. in Bilderlingshof ſtattfand, und 
auf deren Tagesordnung die Frage einer gemeinſamen Fremdsprache 
Stand, diejes Problem einftweilen noch offen. Aber es 
ilt eine der wichtigſten Aufgaben weiterer baltiſcher Beratungen, diefe 
Fragen zu entſcheiden.“ 


Die Frage, die hier von einem der lettiſchen Regierung naheſtehen⸗ 
den Blatte in ſehr eindeutig engliſchem Sinne behandelt wird, verdient 
in Deutſchland die jtärkfte Beachtung. Das um Jo mehr, als tatſächlich 
beachtliche Kräfte am Werke ſind, um die bisher große Bedeutung des 
Deutſchen als Verkehrsſprache der Nandſtaatenvölker zu brechen. 
Wäre nicht die ebenſo tief eingewurzelte, wie unbegründete Furcht vor 
der politiſchen und geiſtigen „Versklavung“ durch Deutfchland, wäre 
nicht die ſinnloſe und böswillige Hetze gegen alles Deutſche, der auch 
die maßgebenden Kreiſe der baltiſchen Staaten mehr oder weniger ver- 
fallen ſind, dann wäre die Wahl einer gemeinſamen Verkehrsſprache 
für die Randjtaatenvölker überhaupt kein Problem. Es iſt nicht die 
Solge eines klaren Abwägens des Für und Wider, ſondern einfach 
die Wirkung einer politiſchen (wie zu hoffen ſteht vorüber 
gehenden) Feindſchaft, die die maßgebenden Kreise in Reval, Riga 
und Kauen dazu veranlaßt hat, das Deutſche zu verdrängen und den 
Gebrauch einer anderen „großen“ Kulturſprache ju pflegen. Wirt- 
ſchaftliche Zeiterſcheinungen — wie die gegenwärtig in 
der Cat bedeutende Rolle Englands im Außenhandel der baltiſchen 
Staaten — oder ungewiſſe frankophile Stimmungen, 
von denen ein verhältnismäßig kleiner Kreis zur Seit einflußreicher 
Intellektueller ſich leiten läßt, find in der Hauptſache maßgebend für die 
gegenwärtigen antideutſchen Tendenzen in der Wahl einer Verkehrs- 
ſprache. Die Tendenz, ſich ſprachlich vom Deutſchen zu „emanzipieren“, 
iſt in allen drei Ländern vorhanden. Aber die Nichtung der 
zukünftigen Entwicklung iſt noch nicht endgültig feſtgelegt 
worden. Neben Engliſch und SFranzöſiſch werden von beſtimmten 
Kreiſen auch noch andere Sprachen für eine bevorzugte Anwendung und 
Pflege empfohlen. In Litauen 3. B. iſt man durchaus nicht abgeneigt, 
dem Nufliſchen wieder eine größere Bedeutung zuzuweiſen, als 
man das aus politiſchen. Gründen in Lettland und Ejtland zu tun ge- 
denkt. Serner gibt es in Litauen, aber auch im öſtlichen Lettland nicht 
unbeträchtliche Kreiſe, die einer Bevorzugung des Polniſchen nicht 
abgeneigt find. n Eſtland wiederum haben ſich mehrfach Stimmen 
erhoben, die eine ſprachliche und damit kulturelle Anlehnung an 
Schweden für das Gegebene halten. All’ diefe Sprachen werden 
jedoch von den heute maßgebenden Chauviniſten mehr oder weniger 
abgelehnt, und zwar ſtets weniger als sachlichen, als aus politiſchen 
Sründen. Man will nicht die Sprache eines großen Nach⸗ 
barn pflegen, weil man fürchtet, damit kulturelle und ſich möglicher- 
weiſe politiſch gefährlich auswirkende Beziehungen zu fördern. Da mau 
aber trotzdem die Notwendigkeit der allgemeinen Kenntnis einer 
Fremdsprache einſieht, will man die Sprache eines Volkes 
wählen, von dem man annimmt, daß es einem — wegen 
leiner geographiſchen Entfernung dom baltiſchen 
Raum — politiſch nicht gefährlich werden kann. Das 
letzte Wort ijt über dieſe Angelegenheit noch nicht geſprochen. Deutſch⸗ 
land wird hier auf dem Poſten ſein müffen, 


Der Staatliche Arbeitsdienſt in Danzig. 


Bereits im Juni d. S. wurde in der Freien Stadt Danzig eine 
Verordnung über die Einführung des Danziger 
ſtaatlichen Arbeitsdienſtes veröffentlicht. Die Einberufung 
dazu ſoll regelmäßig zu Beginn jedes Winterhalbjahres erfolgen. Die 
Vorbereitungen zur erstmaligen Durchführung des ſtaatlichen Arbeits- 
dienſtes werden bereits getroffen. Um für ihn Platz zu ſchaffen, hat 
der Freiwillige Arbeitsdienſt in Danzig ſeine Lager im 
weſentlichen geräumt. Solche Lager beſtehen in Zoppot, Sajkojchin, Lang⸗ 
fuhr und in der Stadtgemeinde Danzig. Ver Danziger Freiwillige 
Arbeitsdienſt hat aber ſeine Aufgabe nationalſozialiſtiſcher Schulung in 
jo vorbildlicher Weiſe erfüllt, daß ſeine Arbeit in dem begonnenen 
Rahmen mit dem derzeitigen Material zu Ende geführt werden Joll. 
Deshalb entſchloß man ſich zur Ueber führung des Danziger 
Freiwilligen Arbeitsdienſtes nach Ostpreußen. Die 
Danziger Leitung hat ihren Standort in Wormditt erhalten. 5 

„ür den ſtaatlichen Arbeitsdienſt reichen natürlich die vom Frei⸗ 
willigen Arbeitsdienst verlalſenen Lager nicht aus. Es ſind daher noch 
neue Lager im Ausbau begriffen, ſo daß es ſpäterhin möglich ſein wird, 
immer einen vollſtändigen Jahrgang einzuberufen. Für diejenigen, die 
Luſt und Liebe zu den landwirtſchaftlichen Arbeiten und Berufen zeigen, 
werden beſondere Arbeitslager geſchaffen, wo fie alle in der Landwirt- 
ſchaft einſchlägigen Arbeiten kennenlernen können. Das wird für 
ſpätere Siedler wertvoll fein und in Zukunft dem, wie in Oſtdeutſchland 
allgemein, jo auch im Freiſtagat Danzig beſtehenden Mangel an 
landwirtſchaftlichen Arbeitern ſteuern. Arbeitsvorhaben 
für den Staatlichen Arbeitsdienſt ſind im übrigen in der Hauptſache 
Meliorationen, Landgewinnung, Straßen und Wegebauten, Planierungs- 
arbeiten, Steinwerbung und Beſchäftigungen ähnlicher Art. Die freie 
Wirtfchaft Joll nach Möglichkeit durch die Arbeiten des ftaatlichen 
Arbeitsdienſtes nicht beeinträchtigt werden. Auf Jozialem Ge- 
biete wird ſich die Arbeitsdienſtpflicht inſofern ehr gut auswirken, als 
heute noch viele Familienväter mit Kindern unbeſchäftigt ſind und 
in kurzem nun die Plätze von 18—25 jährigen jungen 
Bolksgenoffen einnehmen können. Die Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht beläuft ſich auf ] Jahr. Die Mannſchaften des Arbeitsdienftes 
werden außer Unterkunft, Verpflegung und Bekleidung eine kleine Cages 


1 erhalten. Nach Ablauf ihrer Arbeitsdienſtzeit bekommen ſie 
einen Arbeitspaß, der ihnen Leiſtung, Führung und Eignung be- 
ſcheinigt. ee e iſt jeder arbeitsfähige Danziger Staats- 
angehörige (auch polniſcher Nationalität), der mindeltens 
18, jedoch nicht über 25 Jahre alt iſt. In der Regel iſt die Einberufung 
zum Arbeitsdienſt für den J. November des Kalenderjahres vorgefehen, 
in dem der Arbeitsdienſtpflichtige ſein 20. Lebensjahr vollendet. Frei- 
williger Eintritt innnerhalb der Grenze vom 18. bis zum 20. Lebensjahr 
iſt möglich. Es iſt nur an einen Beſtand von etwa looo Arbeits- 
pflichtigen pro Jahr gedacht, Jo daß nicht alle Arbeits- 
pflichtigen zur Einberufung gelangen können. Um fo 


mehr hat der den ſtaatlichen Arbeitsdienſt Leiſtende Urfache, ſich den 


Dienſt zur Ehre anzurechnen. . 

Wer in der Abſicht, ſich ſeiner geſetzlichen Arbeitsdienſtverpflichtung 
zu entziehen, der Einberufung nicht nachkommt, wird wegen Arbeits 
dienſtflucht mit Gefängnis beſtraft. Von der Ableiſtung des Arbeits- 
dienſtes ausgenommen ſind Perſonen, die wegen ſchwerer körper- 
licher oder geiſtiger Gebrechen dauernd untauglich find. Ferner können 
von Jahr zu Jahr zurückgeſtellt werden: die einzigen Ernährer bilfs- 
bedürftiger Samilienmitglieder, Dienſtpflichtige, deren Mitarbeit für die 
Fortführung eines Betriebes unerläßlich iſt, Dienjtpflichtige, die dauernd 
im Auslande wohnen, Dienſtpflichtige, deren Uebernahme in den Arbeits- 
dienſt aus in ihrer Perſon liegenden Gründen nicht zweckmäßig erſcheint 
und schließlich Schüler höherer Lehranſtalten bis zur Ablegung der Reife- 
prüfung. Mit Ausnahme letzterer kann von der Einberufung der an ſich 
geſetzlich arbeitsbienftpflichtigen Perſonen auch endgültig 9 8 5 werden. 
Der ideelle Sweck der Einrichtung des staatlichen Arbeits. 
dienſtes iſt in den Vordergrund geftellt. Die Jugend ſoll zu 
pflichtbewußten Staatsbürgern erzogen und durch gemeinfſame 
Arbeit im Dienfte des Volkes Jozial enge werden. Der 
bisherige Gauarbeitsführer des Freiwilligen Arbeitsdienſtes, Oberregie- 
rungsrat Hedies, übernimmt die Führung der Arbeitsdienſtpflicht⸗ 
Organiſation unter gleichzeitiger Umwandlung der Danziger Arbeitsdienſt⸗ 
Gauſtelle in eine Sentralftelle. Die Einführung der Arbeitsdienſtpflicht 
in Danzig iſt als ein beſonderes Verdienst der nationalſozialiſtiſchen 
Regierung zu bewerten und wird zweifellos ihre guten Früchte zeitigen. 
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Bon den Deutſchen in Polen. 


Ein Nundſchreiben Grazunſkis. 

Der Wojewode Srazynfki hatte durch Rundſchreiben vom 
24. Oktober 1933 den Arbeitslofenämtern der Wojewodſchaft Schleſien 
das Necht gegeben. beſtimmten Turnusurlaubern nam, 

Ablauf ihres Swangsurlaubs die Wiedereinſtel⸗ 
lung zu verweigern. An Stelle der Abgewieſenen ſollten andere 
Perſonen, die ſchon jahrelang arbeitslos find oder zahl⸗ 
reiche Kinder zu ernähren haben, eingeſtellt werden. An ſich 
eine- verftändliche, ſoziale Maßnahme. Aber in der Praxis wirkte ſich 
dieſes Recht der Arbeitsloſenämter dahin aus, daß dor wiegend 
Jolhe Curnusurlauber, die ſich zum Deutſchtum be⸗ 
kennen und ihre Kinder in die deutſche Schule 
chicken, von der Wiedereinſtellung ausgeſchloſſen 
blieben und polniſche Arbeiter, die die vorgeſehenen Erforderniſſe 
durchaus nicht immer erfüllten, die offenen Arbeitsſtellen erhielten. 
Beſchwerden bei der Hemiſchten Kommiſfion hatten wohl in 
einigen Fällen Erfolg. In vielen Fällen aber blieb der Einſpruch der 
benachteiligten Deutſchen erfolglos. Jetzt, nachdem bereits eine große 
Anzahl ODeutſcher dank feiner früheren Anordnung ihre Arbeitsſtelle 
verloren haben, hat ſich der Woſewode Grazynjki veranlaßt geſehen, 
ein neues RNundſchreiben herauszugeben, in dem die Ab⸗ 
belt e derartiger Mißbräuche verlangt wird. In dieſem Nundſchreiben 
eißt es u. a.: 

„Bezugnehmend auf die Verfügung vom 24. Oktober 1933 erhielt 
ich zur Kenntnis, daß einige kommunalen Arbeitsvermittlungsämter bei 
der Wiedereinſtellung von Turnusurlaubern ſich oft von perſön-⸗ 
lichen Nück lichten leiten laſſen und oft weniger 
bedürftige Perſonen und insbeſondere Verwandte 
und Bekannte an Stelle der CTurnusurlauber in den 
Arbeitsprozeß bringen. Hierbei werden häufig ſolche Per- 
ſonen umgangen, die tatjächlich Anſpruch auf eine Einſtellung haben. 
Die zahlreich eingehenden Beſchwerden bei den ötrt- 
lichen Amtern und bei den Berufsverbänden beweiſen dies. Zur Ver- 
meidung derartiger Beſchwerden verfüge ich, daß die Sn Land⸗ 
räte und Bürgermeiſter in die Liſten perſönlich Einſicht 
nehmen und ſichdavon überzeugen, daß bei der Wieder⸗ 
einſtellung oon &urnusurlaubern Ungerechtig⸗ 
keiten ausgeſchloſſen werden. Die Landräte und Bürger⸗ 
meiſter werden angewieſen, an die unterſtellten Arbeitsloſenämter eine 
Verfügung zu richten, daß ſich die Leiter der Amter bei der Ver- 
mittlung don rbeitern unparteiiſch verhalten 
und nur nach den wirtſchaftlichen und familiären 

Verhältniſſen der einzelnen urteilen sollen. Werden 
in dieſer Beziehung irgendwelche Verſtöße feſtgeſtellt, jo müffen die 
Schuldigen unnachſichtlich zur Verantwortung ge- 
zogen werden.“ 

Ein aufſchlußreicher Brieſwechſel. 

Die deutſchen Zeitungen in Polen veröffentlichen einen Briefwechſel 
zwiſchen dem „Jentralausſchuß der Deutſchen in Polen“, 
deſſen Vorſitzender Senator Hasbach iſt. und der von Senator 
Pant geleiteten „Deutſchen Chriſtlichen Volkspartei“. 
Dieſer Briefwechſel iſt für die politiſche Einſtellung beider Seiten 
lehr beſeichnend. Der Vorſtand der „Volkspartei“ richtete am 
28. Auguſt d. J. an Hasbach ein Schreiben folgenden Inhalts: 

„Der Jentralausſchuß der Deutſchen in Polen“ hat 
eine in ſeiner Sitzung vom 23. Auguſt 1934 gefaßte Entſchließung 
veröffentlicht, wonach er eine Sufammenarbeit mit dem 
Vorſitzenden der Deutſchen Shriſtlichen Volks⸗ 
partei, Senator Dr. Pant, als dem geiſtigen Träger des 
„Der Deutſche in Polen“ ablehnt, weil die Haltung diefes 
Blattes „das nationale Empfinden des deutſchen 
Volkes verlegt. In der Ausſprache, die der Entſchließung 
vorangegangen war, wurde ausgeführt, daß ‚die Mitarbeit mit einem 
Deutſchtumsführer, der den Nationalismus nicht bejaht, 
unmöglich’ ſei. Dieſe Begründung ſteht im Wider ]pruch zu der 
bisherigen Einſtellung des Sentralauùsfchuſſes 
zum Nationalſozialismus. 

„Der Vorſtand der Deutſchen Christlichen Volkspartei hat in ſeiner 
Sitzung vom 25. Auguſt 1934 dem Parteivorſitzenden einſtimmig das 
Vertrauen ausgeſprochen. Der Parteivorſtand verwahrt ſich dagegen, 
daß der Sentralausſchuß von ſeinen Mitgliedern — und damit von 
der deutſchen Minderheit in Polen — die Bejahung von 
Grundſätzen verlangt, die im Widerſpruch zur 
chriſtlichen Weltanſchauungſtehen (damit ſind die national- 
jozialiſtiſchen Srundſätze gemeint! Schriftl.). 

„Mit der Entſchließung vom 23, Auguft 1934 hat der „Sentral⸗ 
ausſchuß der Deutjchen in Polen‘ ſich einſeitig auf ein Partei- 
programm feſtgelegt und damit aufgehört, die Vertretung des 
Geſamtdeutſchtums in Polen zu ſein.“ 

Auf diefes Schreiben hat Senator Hasbach im Namen des Sentral- 
ausſchuſſes der Deutſchen in Polen am 1. September folgendermaßen 
geantwortet: 5 

„Die Begründung, die Sie in Ihrem Schreiben für die Entſchließung 
des Gentralausſchuſſes Herrn Senator Pant gegenüber anführen, ent- 
ſpricht nicht den Catſachen. Der Sentralausſchuß hat durch den Mund 
Jeines Vorſitzenden Herrn Dr. Pant gegenüber zweimal ausdrücklich 


erklärt, daß dieſe Entſchließung nicht erfolgt Jei, weil 
err Senator Dr. Pant den Nationalfozlalismus 
ablehnt, ſondern weil, wie Sie ſelbſt richtig zitieren, die Haltung 
des Herrn Senators Dr. Pant im ‚Der Deutſche in Polen’, deſſen gei- 
tiger Träger er iſt, dem Nätionaljösiälismus gegenuber das nationale 
Empfinden der deutſchen Bevölkerung in Polen verletzt. Der Vor- 
litzende betonte ausdrücklich, daß für die Sugehörigkeit zum 
Gentralausſchuß nicht die Weltanſchauung maß⸗ 
gebend ſei, ſondern daß jeder deutſche Mann, der ſeinen Pflichten 
dem Oeutſchtum gegenüber bei uns im Lande nachkomme, willkommen 
ſei, alſo auch wer nicht auf dem Boden der national- 
jlozialiſtiſchen Weltanſchauung ſtehe.“ 
Swei Straßennamen. 

Nachdem vor kurzem bereits die nach dem Schöpfer des ober— 
ſchleſiſchen Bergbaus, Graf Reden, benannte Straße in der alten 
Bergſtadt Tarnomit von „eifrigen Patrioten“ mit dem neuen pol- 
niſchen Bürgermeiſter Antes an der Spitze umgetauft worden iſt, werden 
jetzt noch zwei andere Tarnomwiter Straßennamen verſchwinden, die auch 
Jahrzehnte hindurch das Andenken von Männern wachhielten, denen 
Oberſchleſien viel zu verdanken hat. Es ſind die Namen Rudolf von 
Carnalls und des Senators Lukaſchik. Der erjtere wurde im Jahre 
1804 in Glatz als Sohn des Generals von Carnall geboren. Nachdem 
er das dortige Gymnajium beendet hatte, begann er 1819 feine Vor- 
bereitung zum Bergfach. Zum Bergeleven ernannt, trat er bald darauf, 
1830, als Ober-Einfahrer bei dem Bergamt in Tarnowitz ein, In 
dieſer Stellung hatte er beſonders den Betrieb des fiskaliſchen Blei- 
und Silbererzbergwerks Friedrich bei Carnowitz und der gerade damals 
in der Entwicklung begriffenen Galmeibergwerke zu leiten, wobei er 
eine Jo erſprießliche Tätigkeit entfaltete, daß er ſchon 1839 zum Berg- 
meiſter befördert wurde. In dieſer Stellung gründete er die in Carnowitz 
eingegangene Bergſchule neu. 18444 gab er allein, Jpäter mit 
King von Nidda ein bergmänniſches Taſchenbuch für 
Oberſchleſien heraus. Im Jahre 1855 als Berghauptmann an die 
Spitze des Oberbergamts Breslau 1 5 gab er den Anſtoß zur 
Bildung des Schleſiſchen Vereins für Berg- und Hüttenweſen, aus 
welchem ſich ſpäter der Berg- und Hütten männiſche Verein 
entwickelte, und leitete die Nedaktion der Seitſchrift dieſes Vereins. 
Im Jahre 1857 erſchien feine geognoſtiſche Karte Oberſchleſiens, die 
damals von hervorragender Bedeutung war. Auch bei der Neufchaffung 
des deutſchen Bergrechtes trat Rudolf von Carnall führend hervor. 

Der andere, deſſen Namen nach dem Willen ſturer Chauviniſten im 
heutigen Tarnowit vergeſſen fein ſoll, iſt. Senator Lukaſchik. Er 
war der Begründer der über die Grenzen Oberſchleſiens hinaus be⸗ 
kannten Seifenfabrik Lukaſchik in Carnowitz. ber 
fünfzig Jahre ſtand er im Ehrendienſt der Kommune Carnowitz. 
Unzählige Verbeſſerungen in der Stadt und Verſchönerungen des Stadt⸗ 
bildes ſind ihm zu verdanken. Ein äußerst mildtätiges Weſen war der 
Hauptzug dieſes edlen Charakters. Beſondere Freundſchaft verknüpfte 
dieſen wahrhaft königlichen Kaufmann mit der Carnowitzer Schützengilde, 
woran nolh heute die Austragung des Lulaſchik-Legatſchießens erinnert. 
Graf Reden, von Carnall und Lukafıhik, das ſind Namen, die ein 
gutes Stück oberſchleſiſcher Wirtſchaftsgeſchichte 
enthalten, — allerdings deutſcher Geſchichte. Grund genug für 
Antes und Genoſſen, die Erinnerung an fie auf den Kehrichthaufen zu 


fegen. 
Schickſale deutſcher Schulen in Polen. 

Mit Beginn des Schuljahres 1934/35 wurde die neue deutſche 
Privatſchule in Mewe (Pommerellen) eröffnet. Die Er- 
richtung dieſer Schule iſt erſt nach jahrelangen vergeblichen 
Bemühungen und nur unter ſchweren Opfern möglich geworden. 
Bis Auguft 1929 beſtand in Mewe eine ſtaatliche deutſche Sammel- 
ſchule, die von 40 Kindern beſucht wurde. Damals wurde die Schule 
von den polniſchen Behörden geſchloſſen. Die deutſchen Eltern 
gingen Jojort daran, die Errichtung einer neuen privaten Schule 
vorzubereiten. Ein entsprechender Antrag auf Errichtung dieſer Schule, 
für die 41 deutſche Kinder vorgemerkt waren, wurde vom Schul- 
kuratorium mit der Begründung abgelehnt, daß die vorgeſehenen 
Räume den Anforderungen nicht entsprächen. Eine 
Beschwerde an das Unterrichtsminiſterium in Warſchau blieb ohne 
Erfolg. Im Januar 1931 wurde daraufhin aufdem Gelände der 
evangeliſchen Kirchengemeinde ein neues Schul- 
gebäude errichtet. Die Genehmigung zur Eröffnung wurde 
wieder verſagt und der Beſcheid des Minifteriums lautete dahin, daß 
„ein Bedürfnis für eine deutſche Schule in Wemwe 
nicht beſtehe“. Auch die Baupolizei begann dann noch 
Schwierigkeiten zu machen. Langwierige Verhandlungen, die von den 
polniſchen Stellen immer wieder verſchleppt wurden, waren notwendig. 
Nachdem das neue polniſche Privatſchulgeſetz in Kraft 


Anverzüglich müſſen Neubeſtellungen 
auf unſer Oftland für Oltober-Dezember 


aufgegeben werden. — Bei ſpäter erfolgenden Beſtellungen 
iſt eine Sondergebühr von 20 Pf. zu zahlen. Der Bezugspreis 
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getreten war, erſuchte im März 1933 Paftor Klapp auf Grund 
dieſes Geſetzes um Beſtätigung als Schuleigentümer. 
Wieder wurden von polniſcher Seite neue, eine endgültige Entſchei⸗ 
dung hinhaltende Forderungen und Bedingungen geſtellt: die Schüler⸗ 
bücherei wurde bemängelt; alle Eltern, die ihre Kinder in dieſe Schule 
geben wollten, follten perjönlich in Dirſchau erſcheinen, um dort in 
Gegenwart des Kreisſchulinſpektors die Erklärung über die Auf⸗ 
bringung der Mittel zu unterſchreiben; das Schulſtatut wurde bean- 
ſtandet, die notariell beglaubigten Unterſchriften, die die Eltern ein- 
geſandt hatten, wurden vom Schulinspektor nicht anerkannt uff. Am 
9. Oktober 1933 wird Paſtor Klapp endlich als Schuleigentümer be - 
ftätigt. Aber dann wurde wieder der Antrag auf Beſtätigung 
des Lehrers Rudolf Krauſe als Schulleiter nicht genehmigt. 
Am 21. Sebruar 1934 endlich wurde eine andere Lehrkraft, Srl. Elly 
Kindel, beſtätigt. Dann mußte noch das neue Schuljahr, das in 
Polen im Herbſt beginnt, abgewartet werden. Fünf Jahre haben 
die Deutſchen in Mewe um die Erlaubnis gekämpft, 
eine private Schule für ihre Kinder errichten zu 
dürfen. 24 Anträge und Antworten waren notwendig, um zum 
Siel zu gelangen. . 

In der Gemeinde Wilega im Kreife Nubnik ift das neu 
errichtete Gebäude einer deutſchen Privatvolks- 
ſchule ſeiner Beſtimmung übergeben worden. Der Einweihung 
ging ein deutſcher Gottesdienſt in der alten Holjkirche des Ortes 
ne von der Bevölkerung Jo zahlreich beſucht war, daß die 
Kirche überfüllt war. Von der Kirche zog die deutſche Bevölkerung 
geſchloſſen nach der Schule. Schulrat Dudek übergab im Namen 
des Deutſchen Schulvereins die Schule ihrem Leiter, Lehrer Hoin. 
Der Vertreter der polniſchen Schulbehörde, Kreisſchulinſpektor 
Sram, bemerkte in ſeiner Anſprache, daß das deutſche Kind 
in die deutſche Schule gehöre, wo es zu einem guten 
Bürger des Staates erzogen werden müſſe. Die 
Schule enthält auch Räume für einen Kindergarten und Woh 
nungen für die Lehrkräfte. In dem gleichen Umfange Jind 
deutſche Privatſchulen in den Orten Kreufzdorf und Petrowitz 
im Kreiſe Pleß gebaut und vor kurzem eingeweiht worden. 


Eine gefährliche Landkarte. 

Swei oſtoberſchleſiſche Deutſche, der Landwirt Paul Maciejezuk 
und Wilhelm No wa k aus Groß- Weichſel hatten ſich am 21. Sepkember 
vor dem Pleſſer Burggericht wegen „Verbreitung fal⸗ 
ſcher Nachrichten“ zu verantworten. Der Anlaß zu diefer Anklage 
war ſeltſam genug: Nowak hatte im Jahre 1020 in einem Geſchäft in 
Kattowitz eine Landbarte von Polen gekauft, auf der die 
heutigen Grenzen Polens nicht genau eingezeichnet waren, was im Jahre 
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1920 auch noch nicht möglich war. Dieſe Karte hatte er ins Volksbund— 
heim gebracht, um mit ſeinen Kollegen beim Radiohören nachzuſehen, wo 
die einzelnen Sendeſtationen liegen. Maciejezuk, der Beſitzer des Haufes, 
in dem das Volksbundheim untergebracht iſt, kümmerte ſich nicht um den 
inneren Betrieb und wußte infolgedeſſen auch nicht, woher die Landkarte 
ftammte. Das Gericht ſchenkte den Angaben der Angeklagten, daß die 
Karte lediglich zur Orientierung beim Radioempfang gedient habe, keinen 
Glauben und verurteilte Maciejezuk zu drei Monaten Ge⸗ 
fängnis und 300 Zloty Geldſtrafe bzw. zwei weiteren 
Monaten Gefängnis und Tragung der Koſten, No wal zu fünf Mo- 
naten Gefängnis, 500 Zloty Seldftrafe bzw. drei weiteren 
Monaten Gefängnis und Tragung der Koſten. Als ſtrafmildernd wurde, 
wie aus der Urteilsbegründung hervorging, die bisherige Unbeſcholtenheit 
der beiden Angeklagten gewertet. Der Beſitz einer alten Landkarte, 
auf der naturgemäß nicht die neuen Staatsgrenzen eingezeichnet ſein 
können, gilt alſo nach der Meinung der ‚Diele: Rectsgelehrten als 
„Verbreitung falſcher Nachrichten“. Ob ſich die Herren nicht ſelber 
lächerlich vorkommen, wenn fie ſich dieſen Sall einmal genau überlegen? 
Selbft wenn die Karte im Volksbundheim nicht lediglich zur Orientierung 
über die Lage der Nadioftationen gedient haben ſollte, wieſo ſollte der 
Beſitz und die Benutzung einer ſolchen Karte ein ſtrafwürdiges Vergehen 
jein? Wenn ſich aber ein Richter auf einen ſolchen abſurden Standpunkt 
ſtellt, dann müßte er doch logiſcherweiſe alle hiſtoriſchen Karten 
verbieten, dann müßte er doch auch jede Erwähnung vergangener 
Seiten, 3. B. auch jeden Geſchichts unterricht in den Schulen 
als „Verbreitung falſcher Nachrichten“ ſtrafrechtlich verfolgen. Welche 
ungeahnten Ausſichten eröffneten ſich da für den Berufseifer junger 
Juristen, denen es ſonſt an Gelegenheit mangelt, ihr Licht leuchten zu 
laſſen! Man ift jedoch glücklicherweiſe zu der Hoffnung berechtigt, daß 
es Richter in Polen gibt, die eine „Schuld“, wie die oben erwähnte, 
nicht für ausreichend halten, um zwei Menfchen für drei und fünf Monate 
ins Gefängnis zu ſtecken. 
Dentschen-Entlaffungen in Carnowitz. 

Zwölf Angeſtellte des Städtiſchen Saswerks in Tarnowitz (Ojt- 
oberſchleſien) erhielten ihre Kündigung zum 30. September. Als Be- 
gründung wird eine „Neorganiſation“ dieſes Betriebes angegeben. Die 
Kündigung erhielten durchweg deutſche Angeſtellte, darunter ſieben 
Samilienväter, von denen drei bereits über 30 Jahre ununterbrochen 
in dem Betriebe befchäftigt ſind. Auch die jüngeren Kräfte haben zum 
größten Teil über zehn Jahre im ſtädtiſchen Dienſt geſtanden. Der 
neue polniſche Bürgermeister der Stadt Carnowitz hatte Jeinerzeit in 
feiner Antrittsrede ausdrücklich betont, daß unterſchiedliche Behand- 
lungen der einzelnen Bürger nicht in feiner Abficht lägen. Wie dieſe 
Suſage praktiſch eingehalten wird, dafür bietet die Entlaffung der 
zwölf Deutſchen einen neuen Beweis. 


Alfred Bruſt f. 


„Alfred Bruſt, ein Führender unter den ostpreußischen Dichtern, 
iſt nach langer Krankheit im Alter von 43 Jahren SB 
ſtorben. In einer Seit, in der auch in der Literatur und Dichtkunft 
das Oberflächliche triumphierte, ſchuf Alfred Bruſt feine Werke. Er 
ließ ſich durch die geringe Beachtung, die dieſe Seit jeinem Schaffen 
entgegenbrachte, nicht beirren. Seiner ganzen Natur nach konnte er 
das nicht. Seine Heimat — er war in Insterburg geboren — hieß Oft- 
preußen. In Ostpreußen wuchs er auf. Und hier wuchs auch ſein Werk. 
Dieſes Werk iſt eines der bedeutendſten und ſchwerwiegendſten der 
Gegenwart. Es iſt nicht leicht, Zugang zu ihm zu finden. Wie die 
Dramen Alfred Bruſts zu geiſtig beladen erſchienen mit Mythologie und 
Myftizismus, als daß Jie auf den Bühnen des Reiches den ihnen ge⸗ 
bübrenden Widerhall hätten finden können, Jo ift auch feine Profa. In 
den Seiten des Literaturchgos ging man an diefer Proſa vorbei. Die 
innere Einkehr fehlte dem damaligen Menſchen, um ein Werk wie „Die 
verlorene Erde“ zu leſen. 

„Die verlorene Erde“ kann als der größte Roman diefes 
re there Shyifiichrees gie. Wi. Wes! Bubyern ng 
er hier das Lied eines ſterbenden Volkes. Wirkliches vermischt ſich 


mit Phantaſtiſchem, Einfältiges mit Seſchautem. Spukgeilter treiben 


ihr Weſen. €. C. A. Hoffmanns Geſtalten ſcheinen neu auferſtanden 
zu lein. Am oſtpreußiſchen Kamin werden die alten heidnischen Ge- 
ſchichten erzählt. Sage milcht fich mit Wahrheit. Die gewaltige Frage 
nach dem Sinn allen Seins wird in grübleriſchen Abhandlungen geftellt. 
11 75 grobe SL an 5 7105 5 e allen Dramen. 

ie Qu > ewig Suchenden, des ewig im Geheimnis de b 
Wtiplenden wird fihtbar. 1 N ae 

„Die Kuriſche Nehrung, die oſtpreußiſchen Wälder in ihrer ſchweren 
Einfamkeit, das Meer mit feinem uralten Nauſchen — das find die 
Plätze, auf denen lich das Ringen um die wahre Erkenntnis abſpielt. 
Die Geſtalten der Bruſtſchen Dichtung leben nur halb auf dieſer Welt. 
Dieſe Welt ift ihnen überhaupt nur Rahmen. Die Sehnfucht nach 
einem Leben im Geift, nach der Abkehr vom Wirklichen, nach der Er⸗ 
löſung des Leibes, nach der Reinheit der Seele und des Lichtes ift 
ihnen allen eigen. Neben der „Verlorenen Erde“ iſt das Proſawerk 
„Himmelsſtraßen“ zu nennen, das in die tiefſten Schauer und 
Wunder der Natur eindringt. Bruſts Dramen find zum Teil in der 
Neichshauptſtadt aufgeführt worden, Jo zum Beiſpiel der „Singende 
Siſch“, zum anderen Ceil in feiner engeren Heimat, wie der „Cor⸗ 
datus“ im Schauſpielhaus Königsberg. Auch das Mannheimer 
Nationaltheater wagte es in einer Seit, deren Kennzeichen die geiſtige 


Verwirrung weiteſter Kreiſe war, die „Schlacht der Heilande“ 
aufzuführen. Wie nicht anders zu erwarten, begegnete auch dieſe Auf- 
führung dem eiſigen Schweigen eines Cheaterpublikums, das ſeichte 
Unterhaltungskoſt an Stelle der Bruſtſchen Gedankentiefe begehrte. 
Erft in unjeren Tagen iſt das Verſtändnis für den oſtpreußiſchen 
Wahrheitsſucher gewachſen. 

Aber alle kleinen Erfolge konnten Bruſts materielle Not nicht 
beheben. Obwohl die Stadt Königsberg, in der er lebte, ihm vor einigen 
Jahren eine kleine finanzielle Beihilfe gab und ihm eine freie Wohnung 
zur Verfügung ftellte, reichte es nicht, um eine Familie mit acht Kindern 
zu ernähren, denn die Erträge aus ſeinen Büchern blieben gleich null. 
Selbft ein Jo feſſelndes und mit erſtaunlicher Geſtaltungskraft gejchrie- 
benes Werk wie fein letzter Roman „Eisbrand“ fand in der großen 
öffentlichkeit keinen Widerhall. Hinzu kam, daß Bruſt eine ganz 
kompromißloſe Natur war. Er lehnte es ab, 1 Seilenhonorare ſeine 
Novellen an Zeitungen zu verkaufen oder im Rundfunk zu leſen. Er 
war ſich ſeines Wertes bewußt und hielt ſich für den letzten großen 
deutschen Alüficer. Vis zületzt hat es ihn bitter geſcymerzt, oaß man 
ihn verkannte. Immer mehr vergrub er ſich in feine häusliche Einſam- 
keit und wurde zum Weltverächter, der in ſich einen Gläubiger der 
Menſchheit ſah, die ihm ihre Schuld nicht bezahlen wollte. Man kanu 
Bruſt den Vorwurf vielleicht nicht erſparen, daß er bewußt an den 
Menſchen vorbeiging, man darf aber dabei nicht verkennen, daß hier 
ein kompromißlos ſtarker Charakter zugrunde ging, und es muß be⸗ 
denklich ſtimmen, daß ein großer Geſtalter jahrelang hinter literariſchen 
Schaumſchlägern zurücktreten mußte. Als nach dem Aufbruch der 
Nation Bruſt in die Akademie für Dichtkunſt gewählt wurde und es 
Jo ſchien, als würde ſich nun langſam das Verſtändnis für ihn durch- 
ſetzen, war es bereits zu ſpät. Er war ein gebrochener und verbitterter 
Aenfch geworden, für den es eine Rettung nicht mehr gab. 


Hin Jerienabkl - 
ins schöne Shlefierland! 


een 
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Deutſchlands Handel mit dem Gſten. 


Seit dem Rekordjahr 1928 geht der deutſche 
Handel mit Oſteuropa (d. h. mit der Sowjetunion, Polen, Finn- 
land, Estland, Lettland, Litauen und Danzig) ſtändig zurück. Von 
dieſer Entwicklung war bereits in „Oſtland“ Nr. 29, S. 338, die Rede. 
Im folgenden ſeien die dortigen Angaben durch die deutſchen 
Außenhandelsziffern für das 1. Halbjahr 1934 
ergänzt. 

Im J. Halbjahr 1928 belief ſich der deutſch-oſteuropäiſche Waren- 
austauſch auf 1207,8 Mill. AM. In der entsprechenden Seit des 
laufenden Jahres war er auf 248,5 Mill. RM., das it etwa ein 
Fünftel des Höchſtſtandes von 1928, zuſammengeſchrumpft. 
Im J. Halbjahr 1933 betrug er noch 40,2 Mill. AM. Von dieſem 
Rückgang ift die deutſche Ausfuhr nach Ofteuropa 
weit ſtärker betroffen als die Einfuhr Deutſchlands 
dorther. Dabei ift folgendes bemerkenswert: Dem Werte nach 
iſt die Ausfuhr im laufenden Jahre im Vergleich zu 1930 auf etwa 
ein Fünftel, der Menge nach jedoch noch nicht einmal auf die 
Hälfte gefunken. Im Vergleich zu 1933 iſt die Ausfuhr 1934 ſogar 
etwas geſtiegen, don 782000 auf 705 700 Co., wertmäßig dagegen ift 
fie von 260,5 Mill. NM. auf 98,3 Mill. AM. zurückgegangen. 

Der wichtigſte oſteuropäiſche Abnehmer deutſcher 
Waren war und iſt Sowjetrußland. Die deutſche Ausfuhr 
dorthin erreichte im J. Halbjahr 1932 mit 356,6 Mill. AM. ihren 
Höchſtſtand; in den erſten ſechs Monaten des laufenden Jahres betrug 
fie nur noch 36,0 Mill. RM.; alſo in zwei Jahren ein Rückgang 
um faſt 90 v. H.] Auf einen geringen Bruchteil ihrer früheren Höhe 
it auch die deutſche Ausfuhr nach Polen zuſammen⸗ 
geſchmolzen. Dieſe betrug im 1. Halbjahr 1928 203, Mill. RM., 1933 
noch 28,5 und im laufenden Jahre nur noch 17,1 Mill. AM. Das ilt 
ein Nückgang um 90 92 v. H. l Die deutſche Ausfuhr nach 
Sinnland iſt im J. Halbjahr 1934 größer als diejenige nach Polen 
geweſen. Ein Land mit 6 Millionen Einwohnern nimmt Deutſchland 
zur Seit alſo mehr Waren ab als ein unmittelbar benachbartes 
33. Aillionen-Land. Die Ausfuhr nach Sinnland iſt gegenüber dem 
Vorjahre, ebenſo wie diejenige nach Lettland, nicht nur mengen-, ſondern 
auch wertmäßig, wenn auch nur um ein wenig geſtiegen. Im einzelnen 
läßt ſich die Entwicklung der Ausfuhr (in Mill. AM. jeweils im 1. Halb- 
jahr) aus folgender Überſicht entnehmen: 


1928 1952 1933 1934 
Sowjetunion. 217,1 356,6 175,5 36,0 
Polen 203,4 34,7 28,5 17,1 
Sinnland 94,6 20,6 17,8 18,4 
Danzig 46,5 11,7 18,8 69 
Litauen 25,7 12,3 19,2 77 
Lettland 32, 87 8,6 9,0 
Eſtland 18,5 5,6 3,3 32 
Ofteuropa 638,1 450,2 260,5 98,3 


Demnach ift alfo im 1. Halbjahr 1934 im Vergleich zum Vorjahr 
die deutſche Ausfuhr nach Finnland um 3,4 v. H. und nach 
land um 4,7 v. H. geſtiegen; nach allen anderen Ländern iſt ſie 
geſunken, und zwar nach Sowjetrußland um 79,3 v. H., nach 
Polen um 39,6 v. H., nach Sſtland um 0,91 v. H., nach Litauen 
um 24,5 v. H. und nach Danzig um 63,5 v. H. Die deutſche Ausfuhr 
nach den offeuropäiſchen Ländern beſteht zu 85,1 v. H. aus Fertig- 
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waren, zu 15,5 v. H. aus Nochſtoffen und Halbfabrikaten, 
zu 15 b. H. aus Lebensmitteln und Getränken und zu 
0,1 v. H. aus lebenden Cieren. 

„Weniger als die Ausfuhr iſt — wie geſagt — die deutſche 
Einfuhr aus den oſteuropäiſchen Ländern gejunken. 
Sie betrug im 1. Halbjahr 1930 455,0 Mill. RM., 1933 nur noch 
148,6 Mill. AM. und iſt im laufenden Jahre wieder um ein wenig, auf 
150,2 Mill. Nm., geſtiegen. Der wertmäßige Nückgang beträgt 
alfo von 1930—1934 67 v. H. Der mengenmäßige Rückgang der 
Einfuhr iſt weſentlich geringer; er beträgt nur etwa 26 v. H. Wie 
als Abnehmer, ſo ſteht die Sowjetunkon auch als Lieferant unter 
den Oltſtaaten an erſter Stelle. Sie hat im 1. Halbjahr 1950 für 
200,5 Mill. AM, nach Deutjchland geliefert, 1935 für 83,1 und 1934 
für 80,4 Mill. AM. An zweiter Stelle ſteht Polen. Deſſen Einfuhr 
nach Deutfchland betrug im J. Halbjahr 1028: 165,6 Mill. RM., 1932: 
28,0, 1933: 24,1 und 1934: 30,6 Mill. AM., weilt alſo im laufenden 
Jahre eine Steigerung auf. Der Rückgang von 1928 bis 1934 beläuft 
lich auf etwa 82 v. H. Nachſtehende Tabelle gibt Auskunft über die 
Entwicklung der Einfuhr der Oftftaaten nach Deutſchland (in Mill. RM., 
jeweils im 1. Halbjahr): 


1928 1952 1933 1934 
Somjetunion . 200,3 147,8 83,1 80,4 
Polen 165,6 28,0 24,1 39,6 
Sinnland 35,3 11,2 12,1 11,4 
Danzig. 9,0 13,1 10,1 89 
Litauen 23,9 12,3 9,2 89 
Lettland 30, 10,6 7,1 72 
Eſtland 14,7 6,1 2.0 2,7 
Olteuropa 569,7 229,1 148,6 150, 


Demnach ift im 1. Halbjahr 1034 im Vergleich zum J. Halbjahr 1933 
die Einfuhr Deutſchlands aus Polen um 27,0 v. H. und aus Lett- 
land um 14 v. H. geſtiegen. Aus den übrigen Staaten ift fie 
geſunken, und zwar aus der Somjetunion und aus Litauen 
um je 3,3, aus Finnland um 5,8, aus Sſtland um 6,9 und aus 
Danzig um 119 v. H. Unter den Einfuhrwaren ſtehen Nohſtoffe 
und Halbfabrikate mit 689 v. H. an erſter Stelle; es folgen 
Lebensmittel und Getränke mit 20,0 v. H., Fertigwaren 
mit 9,2 v. H. und lebende Tiere mit 1,0 v. H. 


„Sum erſtenmal feit 1927 ift die deutſche Handelsbilan; 
mit Oſteuropa im erjten Halbjahr 1934 paſſiv: 150,1 Mill. RM. 
Einfuhr gegen 98,3 Mill. AM. Ausfuhr. Am ftärkften ift die Paffivität 
im Handel mit der Sowjetunion: 80,4 Mill. AM. Einfuhr gegen 
36,0 Mill. AM. Ausfuhr. Das Paſſioſaldo beträgt alſo 44,4 Mill. RM. 
Bei Polen beträgt es 13,5, bei Litauen 1,2 und bei Danzig 
2, Mill. R. Aktiv iſt die Handelsbilanz Deutſchlands dagegen 
im Verhältnis zu Finnland um 7,0, zu Sſtland um 0,5 und zu 
Lettland um 1,8 Mill. AM. 

Der Anteil Oſteuropas am deutſchen Gefamt- 
außenhandel iſt im ſcharfen Rückgang begriffen. Im 1. Halbjahr 
1932 gingen 15,1 v. H. der deutſchen Ausfuhr nach Ofteuropa, in 
der entſprechenden Zeit 1933 11,0 v. H. und 1934 nur noch 4,7 v. H. l 
Bon der deutſchen Geſamteinfuhr kamen im 1. Halbjahr 1932 aus 
. Händern 9,6 v. H., 1933: 7,1 v. H. und 1934 nur noch 
6.5 v. H. 


Gſtpreußiſche Wolle! 


Die Schafzucht erfreute ſich in Deutſchland ſeit der Mitte des 
18. Jahrhunderts großer Beliebtheit und wurde in den meiſten Hauen 
in reichem Maße ausgeübt. In den siebziger Jahren des vorigen Jahr⸗ 
hunderts ging die Schafzucht allmählich auf etwa 25 v. H. ihres früheren 
Standes zurück. Dieſe Tatſache iſt vor allem darauf zurückzuführen, 
daß der heimiſche Markt mit überſeeiſcher Wolle (insbeſondere aus 
Auſtralien, Südafrika und Argentinien) überſchwemmt wurde. Die 
Schafzucht wurde auch dadurch zurückgedrängt, daß es mittels beſonderer 
Mafchinen möglich wurde, gröbere Wolle zu feineren Cuchen zu ver⸗ 
arbeiten. Während Deutſchland im Jahre 1870 25 Millionen 
Schafe zählte, waren es im Jahre 1914 nur noch 5% Mil- 
lionen Stück! Die Blockade der Kriegs- und Inflations- 
jahre führte zu einer vorübergehenden Hebung der Schaf- 
zucht, die nachher aber wieder unrentabel wurde trotz intenſiver 
Propaganda für Schaffleiſch und deutſche Schafwolle. 

Heute iſt die Schafzucht und die damit zuſammenhängende Woll- 
produktion infolge der Cinſchränkung der deutſchen Noh⸗ 
ſtoffein fuhr wieder eine der wichtigſten und bren⸗ 
nendſten volkswirtſchaftlichen Seitfragen. Es iſt 
für die Dauer untragbar, daß etwa 92 v. H. der von der Textilinduſtrie 
zur Verarbeitung kommenden Nohwolle im Werte von etwa 400 Mil- 
lionen NM. aus dem Ausland eingeführt werden, während Deut ſch⸗ 
land aus eigener Erzeugung nur 8 v. H. des Bedarfs 
deckt. Es iſt daher eine zwangsläufige Folge, daß unſere national 
ſozialiſtiſche Staatsführung alle Maßnahmen ergreift, um die Woll— 
erzeugung in Oeutſchland ju erhöhen. 5 

Betrachtet man Oſtpreußen, die größte Agrarprooinz Deutfch- 
lands, Jo ergibt ſich die Seftftellung, daß dieſe noch in den ſiebziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts über. I Million Woll 


ſchafe mit einer Wollproduktion von etwa 60 000 Sentner 
Schweiß wolle hatte. Heute find es nur noch 200 000 Schafe 
mit einem Wollertrage von etwa I0 000 bis 12000 
Sentner Schweißwolle pro Jahr. Dabei dürfte Ostpreußen 
wohl die Provinz fein, die für Schafhaltung und für die Wollproduktion 
am meiſten in Frage kommt. In Mafuren haben wir Böden, die 
ſich vorzüglich für die Schafhaltung eignen und zu ihr geradezu heraus- 
fordern. Aber auch die Feile Oſtpreußens mit beſſeren Böden ſind 
vorzüglich für die Schafhaltung geeignet. Dies kommt auch dadurch 
zum Ausdruck, daß man gerade in den Gegenden mit der intenſiven 
Ackerkultur größere Schafhaltungen antrifft. 


Sum beſchleunigten Aufbau der Schafzucht werden den Süchtern 
vom Reichsminifterium für Ernährung und Landwirtſchäft Prämien- 
zuſchläge auf den Wollpreis gezahlt. Je nach Ausfall und 
Behandlung der Wolle betragen dieſe Jo bis 40 RM. je Zentner, um 
den Züchter zur befferen Wollerzeugung anzuregen. Sie kommen durch 
die Reichswollverwertung zur Auszahlung, durch die geſamte 
deutſche Wolle zum Verkauf an die Fabrikanten kommt. Die Preis- 
ſeſlſetzung erfolgt nach Wuchs, Länge und Seinheitsgrad der Wolle. 
Durch ſolche zielbewußt gelenkten Maßnahmen wird es möglich fein, in 
ſchnellſtem Tempo die deutſche Wollproduktion zu heben, fo daß wir in 
einigen Jahren mit einer erheblich größeren eigenen Wollerzeugung 
rechnen können. 


Im Serbit nach Oſtpteußen! 


ÄKINUNIRIIININEIIUNINUNKUIULUIIIKUNURAIELUINAN ULRICH 


Die polnischen Emigranten. 


u den Organijationen, die ſich die Unterſtützung des Polentums 
im ans 115 Aufgabe gemacht haben, gehört der Verein 
„Polniſche Sürforge für die Landsleute in der 
Stemde“ Er wurde im Jahre 1926 gegründet und im Jahre 3929 
von Kardinal- Primas Hlond als eine batholiſche Vereini- 
gung anerkannt, indem er das Protektorat über ihn übernahm. Die 
Hauptaufgabe des Vereins iſt die geiſtige Verſorgung des polnifchen 
Auswanderertums, alſo vor allem der in kleineren, vereinzelten 
Gruppen über die Länder verstreuten polniſchen Gruppen. Der Verein 
bat, wie es in einem Artikel der „Gazeta Oljztynfka* vom 
16. September d. . heißt, „zu dieſem Zweck ſowohl den polniſchen 
Organijationen als auch den Schulen im Auslande entſprechendes Auf- 
klärungsmaterial in Gestalt von Büchern und Lehrmitteln 
jeder Art zu liefern. Im Jahre 1930/31 wurden 7649 Bücher und 
26063 Seitſchriften verfandt, im Jahre 1931/32: 9350 Bücher und 
28 675 Seitſchriften, im Jahre 1932/33: 10374 Bücher und 43326 
Seitjchriften, im Jahre 1933/34: 23207 Bücher und 4572 (7) Seit⸗ 
Ihriften“. An der Arbeit des Vereins beteiligt ſich feit 1931 auch die 
Schuljugend in Polen, einmal durch Sammlung von 
Aufklärungsmaterial, wie auch durch die Pflege eines ftän- 
digen Briefwechſels mit der polnischen Schuljugend 
im Ausland. An diefe Aktion waren dem Bericht des genannten 
Blattes zufolge in Poſen und Pommerellen 1932/33: 243 und 1933/34 
bereits 397 Schulen beteiligt. „Auf dieſes ftarke Anwachſen war der 
wohlwollende Standpunkt des Poſener Schulkuratoriums von Einfluß, 
das durch eine beſondere Nundverfügung gelegentlich des ‚Tages der 
Für lor ge“ fi) an die Jugend wandte, die Arbeit der’ ‚Sürforge‘ ge- 
bübrend und mit vollem Vertrauen zu unterstützen.“ Weiter werden 
von dem Verein Jahr für Jahr Weihnachtspakete an die 
ausland s polniſchen Gruppen verfchickt, die Oblaten, Bücher, 
Seitſchriften, Kerzen u. dgl. enthalten. Im Jahre 1930 wurden 102 
Pakete nach 19 Ländern verſandt, im Jahre 1931: 543 nach 34 Län- 
dern, im Jahre 1932: 1045 Pakete nach 45 Ländern und im Jahre 
1935: 1129 Pakete nach 46 Ländern. Eines der wichtigſten Arbeits- 
gebiete ift die Betreuung und Beratung der Emigran⸗ 
ten, die ſeit 1931 von einer beſonderen Abteilung des Vereins aus- 
geübt wird. 1932/33 wurden von dieſer Abteilung 15 566 Perſonen, 
und 1933/34: 10 243 Perſonen erfaßt. 


„Die obigen Zujammenftellungen“, fo ſchließt das Allenſteiner 
Polenblatt leinen Bericht, „zeugen in beredter Weile davon, das die 
„Polnische Fürſorge für die Landsleute in der Fremde im Laufe ihrer 
fünfjährigen Tätigkeit ihr Joziales Examen beftanden hat, denn ſie hat 
für die Tätigkeit unter den verſtreuten Landsleuten Methoden aus- 
gearbeitet, was nicht leicht war, wenn wir die DVerfchiedenheit der 
Alittelpunkte und der Bedürfniſſe in Betracht ziehen. Die „Fürforge 
hat eine Neihe ſozialer Gruppen und vor allem die Schuljugend zur 
Mitarbeit herangezogen. Sie hat den Landsleuten im önlande die 
Notwendigkeit, mit den Brüdern im Auslande eine Verbindung anzu⸗ 
knüpfen, zum Bewußtſein gebracht, und ſie hat dieſe Verbindung 
geſchickt organifiert. Die ‚Sürforge‘ wird die begonnenen Arbeiten be⸗ 
feſtigen; indem ſie die einzelnen Sweige ausbaut und die Aufklärung 
vertieft, wird ſie neue Wege ſuchen, mit deren Hilfe ſie am beſten 
ihre Lofung ‚Alles für Gott und die teuren Brüder im Auslande“ ver- 
wirklichen wird.“ 
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Danzig baut den größten Bagger. 


Am 17. September lief auf der Schichauwerft in Danzig 
der für die chineſiſche Hafenbehörde in Schanghai-Whangpoo Conjer- 
vaneg Board erbaute Doppelſchrauben-Saugbagger 
„Chien one“ vom Stapel. An der Seier nahm mit anderen hervor- 
ragenden Perſönlichkeiten der chineſiſche Seſandtein Berlin, 
Exzellenz Liu Chung Chie, teil; ſeine Gattin vollzog die Taufe. Es 
handelt ſich bei dem Fahrzeug, das ſich von einem gewöhnlichen großen 
Dampfer im Ausſehen kaum unterjcheidet, um den größten und 
leiſtungsfähigſten Bagger der Welt. Wie von fach- 
männiſcher Seite vermerkt wird, hat der Jangtjekiang im Verlaufe langer 
Seiten gewaltige Schlammaſſen in die offene See direkt vor den Hafen 
an der Flußmündung geworfen. Dieſe bilden eine Gefahr für die großen 
Überſeeſchiffe, und es gilt, 13 Seemeilen Fahrrinne wieder zu vertiefen. 
Das iſt eine ſchwere Aufgabe, die eine Reihe von Jahren in Anſpruch 
nehmen dürfte. Da fie auf hoher See zu erfüllen iſt, würde die 
Arbeit kein Bagger der üblichen Art leiſten können. Der „Chien She“ 
hat nicht die bekannten Bagger-Eimer an einem Leitwerk und keinen 
Prahm, der auf See leicht überflutet werden könnte, jondern iſt ein 
ganz auf ſich ſelbſt angewieſenes ſeefähiges Schiff. Er fährt mit jo See- 
meilen Geſchwindigkeit in der Stunde allein zu feiner Arbeitsstätte. Dort 
wird man von der Arbeit äußerlich nichts weiter ſehen als die am 
Schiffsrumpf immer höher ſteigende Waſſerlinie. Das eigenartige Schiff 
hat mitten im Numpf einen mächtigen Einfchnitt. In ihm bewegt ſich ein 
rieſiger „Nüffel“ mit einem Saugnapf an der Spitze der über 13 Meter 
tief in das Waſſer hineinſtoßen kann, ſich dann unter dem Schiffskörper 
in den Schlamm hineinbohrt und ihn aufſaugt. Das geſchieht durch eine 
große Kreiſelpumpe; das mitgeriſſene Baggergut gelangt in den Lade- 
raum des Schiffes, der 3500 cbm Meeresboden falfen kann. Das ent- 
ſpricht dem Inhalt von 450 Waggons, gleich 9 Zügen mit je 59 Güter- 
wagen. Eine ſolche Menge vermag das Schiff fast ſechsmal in zehn- 
stündiger Arbeitszeit zu bewältigen. Zwiſchendurch muß der Laderaum 
natürlich immer wieder entleert und dazu das Baggergut an eine unge- 
fährliche Stelle gebracht werden. Zum Entleeren braucht der Schiffs- 
rumpf lediglich nach unten geöffnet zu werden, Starke Ketten, die 20 zwei- 
flügelige Bodenplatten halten, werder etwas nachgelaſſen. Durch den 
derart ſchnell geöffneten Schiffsboden fällt das Baggergut heraus. Das 
kann in wenigen Sekunden vor ſich gehen, falls nicht infolge beſonderer 
Hinderniſſe der Laderaum vermittelſt der Kreiſelpumpe ausgepumpt 
werden muß. So vermag das Fahrzeug nach ſachverſtändiger Berechnung 
in zehnſtündiger Arbeitszeit 20 000 cbm Baggergut zu bewältigen, eine 
noch von keinem anderen Bagger aufgewieſene Leiſtung. Die Danziger 
Schichauwerft konnte ein techniſch Jo großartiges Werk ſchaffen, 
weil ſie ſich dabei auf die Erfahrungen des Baues von über 140 
Baggern zu ſtützen vermochte. Die Abmeſſungen des „Chien She“ 
betragen: Größte Länge 113,7 m, größte Breite auf Spanten 18,3 m 
und Seitenhöhe mittſchiffs bis Hauptdeck 8,1 m. Während der Schiffs- 
körper in Danzig hergeſtellt wurdg ſtammen die Maſchinen, Keſſel und 
die Baggeranlagen aus den El b 05 er Werkſtätten. Die völlige 
Sertigftellung wird noch bis gegen Ende des Jahres währen. Dann ijt 
die Ausfahrt des „Chien She“ zunächſt nach Pillau zu Jeinen erſten 
umfangreichen Probearbeiten vorgeſehen. Später wird die Reife nach 
Schanghai mit eigener Kraft durchgeführt, für ein Baggerſchiff eine 
einzigartige Leiſtung. Alles in allem legt der „Chien She“ ein glän- 
zendes Zeugnis für die ochwertigkeit Danziger 
und deutſcher Schiffbau- und Ingenieur kunſt ab. 


ö Die Gſtpfalz ruft! 


Wenn der Herbſt ſeinen Generalquartiermeiſter für die Armee der 
Neiſenden in den „bunten Monaten“ hätte, jo würde er den echten, 
rechten Wanderfreunden, den Entdeckungsfrohen und Forſchungsluſtigen 
einen Standort auswählen, der ihnen die Schönheit des ſcheidenden 
Jahres mit beſonderer Eindringlichkeit in einem bisher unbekannten 
Stück unſeres Vaterlandes nahebringt. Und er würde fie zu dieſem 
Sweck in die Oftpfalz führen, in das Land der Wehrburgen und 
Steine, der Kammwälder und -miejen, das gleichſam als „Herzſtück“ 
den großen Urgebirgszug krönt, der vom Fichtelgebirge bis an die 
Donau bei Paſſau ſtreicht. 

Gerade jetzt. in den Cagen des klaren Himmels und der milden 
Sonne ilt eine Wanderung durch den ſtillen Oberpfälzer Wald, 
durch dieſe einmalige Landſchaft, die geradezu der Inbegriff der aus⸗ 
geglichenen deutſchen Kulturlandschaft ift, ein unvergeßliches Erlebnis. 
Wohlgemerkt, nicht durch die „Weinpfalz“, durch die „Steinpfalz“ in 
Bayerns Ostmark geht der 
Burgen und QAuinen drückt diefer Grenzlandſchaft ihr Siegel auf und 
macht ſie darum ſo unvergleichbar. * 

In einer Wieſen-, Heide- und Waldlandſchaft, auf Jorglam ge- 
wählten Selskuppen, häufig wie berausgewaſchen aus dem Granit- 
grund, erheben ſich in den Seitentälern von Waldnaab und Sichtelnaab, 
Luhe, Pfreimd und Schwarzach, wie Poſten vorm Böhmerwald 
Aurach, Crausnitz i. Ch., Wernburg, Leuchtenberg, 
Vohenſtrauß, Waldthurn, Sloffenbürg und als Wäch⸗ 
ter des Naab-Eger-Weges Falkenberg, Weißenſtein und 
Parkftein am Bafaltkegel des gleichnamigen Berges. 

Vertraut zwiſchen ihnen liegen die kleinen, um die Kirche geſcharten 
Dörfer, mit Cotenbrettern am Feldweg. malerische Waldkapellen. lieb⸗ 
liche Städtchen, in denen gute Gaſtſtätten billigſtes Quartier anbieten. 
Hier findet der Müde wirkliche Nuhe, und die liebevollſte Aufnahme 


Weg; der ſteinerne Ernſt der zahlreichen 


der Hrembewohner, die in jedem den Kameraden erblicken, der ihnen 
im wirtschaftlichen und völkifchen Srenzkampf hilfreiche Hand leiſtet. 

Wunderſchöne Plätze laden zu längerem Verweilen ein, vor allem 
Waldfafſen im einſt Jo reichen Stiftsland mit Jeiner berühmten 
Kloſterkirche und Waldmünchen, die alte Trutzfeſte gegen Böh⸗ 
men, aber auch die vielen kleinen Orte dazwiſchen, wie Cie fenbach, 
Winklarn, Eslarn, Nötz, Chännesberg, Schönfee, 
Ober ⸗- Viechtach und andere mehr bieten bequeme Standquartiere 
für Wanderungen nach allen Seiten. Weiden, die alte und neu- 
aufftrebende Stadt an der Schnellzugslinie Berlin —Negensburg — 
München iſt die Haupteingangspforte zur Oftpfalz; von hier führt auch 
der kürzefte Weg hinauf zum Grenzkamm, wo in faft 900 Meter Höhe 
das neue „Hermann-Eſſer- Schutzhaus auf der Silber- 
hütte“ ſteht. 

Von der Silberhütte geht's hinab zum „Silberſee der Ostmark“, 
über den ſich die alte Hohenſtaufenfeſte Sloffenbürg, die ſchönſte 
der Oberpfälzer Nuinen, erhebt und hinauf ſum Fahrenberg, zum 
Reichenſtein nach Süden, zum Bir kenberg im Norden, zum 
Pleuſtein mit feinem Noſenquarzfelſen und ju den Waldkapellen 
im Stiftsland, deren eigenartigſte die dreitürmige Wallfahrtkapelle 
„die Kappel“ mit ihrem fremdartig anmutenden Nundbau ift. 

Die „Soldene Straße“ nannte man einſt den alten gewinn 
bringenden Handelsweg, der von Nürnberg über Bärnau-Eger nach 
Prag führte und das Land um die Silberhütte durchkreufte. Sind nicht 
heute alle Wege durch den herbſtrotglühenden Laubwald der Oberpfalz 
„Goldene Straßen“? Und ift es nicht goldener Lohn und ſchönſtes Glück 
zugleich, ſie hinauf und hinab wandern zu dürfen unter den ſilbernen 
Lämmerwölkchen dieſer Herbſtwochen? 

Dr. A. L. von Schellwitz⸗-Ultzen. 


468 


Eine mittelſchleſiſche Grenzſtadt. 


Sn einer weiten Flußlandſchaft, die von der Weide durchzogen wird, 
liegt die alte Stadt Nams lau. Der Wald tritt nahe an die Stadt 
heran. Bis zum Weltkriegsende ein ruhiges, wohlhabendes Land- 
ſtädtchen, bekannt durch fein weithin verbreitetes Bier, wurde es 
durch Verjailles, als das Reichthaler Ländchen und die Provinz Pofen 
verlorengingen, zur Grenzſtadt, wie jo oft in feiner faſt 7oojährigen 
Geſchichte. Unter Herzog Heinrich I. wurde der Ort in Verbindung mit 
den Ländereien des Deutſchen Ritterordens zum Bollwerk 
des Deutſchtums; noch im gleichen Jahrhundert erhielt er deutſches 
Recht. Zu neuem Leben erwachte die Stadt, als 1348 Kaiſer Karl IV. 
lie endgültig dem Deutſchen Neich eingliederte. Verteidigungsanlagen 
mit Graben und Doppelmauer entſtanden, die Burg wurde 1360 „aus 
dem Grunde neu zu bauen begonnen“, der „Kaiſerdamm“ über die 
Weidearme ſchloß die Stadt an die Handelsſtraße von Bres- 
lau nach Krakau an, und unter dem fürforglichen Schutz des Kaiſers 
dehnten ſich die Handelsbeziehungen bis weit hin nach Polen. Raubzüge 
der Huffiten gaben den Nachbarn willkommenen Anlaß zu Plünde- 
rungen; mehrfach brach der Anſturm der Feinde an Namslaus Mauern 
zufammen. Seit 1620, da die Fackel des Dreißigjährigen 
Krieges durchs Namslauer Land leuchtete und mit wechſelndem 
Kriegsglück Kaiſerliche und Schweden die Mauern überſtiegen, ver⸗ 
Janken in der Hoffnungsloſigkeit der gequälten Bevölkerung Wohlſtand 
und Schaffensfreude. Die Handelsstraße von Breslau nach Polen beſaß 


nur noch eine untergeordnete Bedeutung, ſeitdem der Strom der Han- 
delsgüter ſich dem Weſten zuwandte; ohne äußere und innere Entwick- 
lungsmöglichkeit verſank die Stadt in ſtille Senügſamkeit. 

Das kommende Jahrhundert ſah 1703 die Kaiſerliche Burg in den 
Beſitz des Deutſchen Nitterordens übergehen und 1741 die erſten 
Preußen in Namslau einziehen. Mit dem Wachſen des Preußiſchen 
Staates erwachte auch Namslau zu neuem Leben, und feine Ein 
wohnerzahl hatte ſich von 1786 bis 1914 verdoppelt. Dieſe Aufwärts⸗ 
entwicklung wurde durch die Grenzziehung von 1920 aber- 
mals jäh unterbrochen. Der Verluſt des Neichthaler Ländchens 
ſchädigte Handel, Handwerk, Industrie und Landwirtſchaft ſchwer. Den- 
noch arbeitete die Stadt mit allen Mitteln am Ausbau der kommunalen, 
hygieniſchen und kulturellen Einrichtungen. Die bequeme Bahnderbin⸗ 
dung mit Breslau und die guten Autostraßen durch reizvolle Land“ 
ſchaften machen einen Beſuch der Stadt auch für kürzere Zeit möglich. 
Wer fie zum erſten Mal betritt, iſt von ihrer Schönheit und reizvollen 
Umgebung überraſcht. Die faſt völlig erhaltene Stadt- 
mauer mit dem Krakauer Tor, dem Wahrzeichen der Stadt, 
die alte kaiſerliche Burg, die katholiſche Pfarrkirche, die um 
1205 errichtete Kirche des Minoritenklofters, das Nathaus und die 
alten, ſchönen Giebelhäuſer am Ning, erzählen von der ſchickſalsreichen 
Vergangenheit, an die eine zu hoffnungsfrohem Schaffen neu erwachte 
Gegenwart anknüpft. 


Buchbeſprechungen. 


„Urgeſchichte der Oſtgermanen.“ Von Wolfgang La Baume. 
„Oſtland-Sorſchungen“, Heft 5. Herausgegeben vom Oſtland-Inſtitut 
in Danzig. 1934. Danziger Verlags-G. m. b. H. 166 Seiten. — Dieſe 
inhaltsreiche und ſorgfältig gearbeitete Schrift iſt allen zu empfehlen, 
die ſich über die vorgeſchichtliche Beſiedlung des Oſtens durch ger- 
maniſche Stämme unterrichten wollen. Die Schrift iſt verſtändlich für 
Laien, bietet aber auch den in der Vorgeſchichte Bewanderten viel 
Intereſſantes. Der Stoff iſt Jo angeordnet, daß immer eine Bild— 
bzw. Kartenſeite einer Seite mit dem dazugehörigen Text gegenüber⸗ 
ſteht, ſo daß Wort und Bild gemeinſam und unmittelbar auf den Leſer 
wirken können. Auf 75 Bildtafeln find die reichen Bodenfunde wieder- 
gegeben, aus denen ſich die germaniſche Beſiedlung des Oſtens in der 
ſpäten Bronzezeit, der frühen Eiſenzeit, der ſpäten vorrömiſchen Seit, 
der römischen Kalſerzeit und der Völkerwanderungszeit ablesen läßt. 
Die Schrift, die mit Unterſtützung des Archäologiſchen Inſtitutes des 
Deutſchen Reiches herausgegeben ift, verdient — vor allem als an⸗ 
Ichauliches Schulungsmaterial — die weiteſte Verbreitung. Dr. K. 


„Die Neorganiſation der Kreiseinteilung Schleſiens in der Stein⸗ 
Hardenbergifchen Neformperiode.“ Von Studienrat Noman Ka- 
mionka, Düſſeldorf. Einzelſchriften zur Schleſiſchen Geſchichte, her- 
ausgegeben von der Hiſtoriſchen Kommiſſion für Schleſien, Band 11. 
1934. Steif geheftet 3 AM. (Für Mitglieder der „Hiſtoriſchen Kom- 
miffion für Schleſien“ 2 ARM.) — Hier iſt zum erftenmal ein grund⸗ 
legendes, zuſammenfaſſendes Werk über die hiſtoriſche Entwicklung der 
ſchleſiſchen Verwaltungsbezirke, Kreiſe und Negierungsbezirke geſchaffen 
und damit eine bisher vielfach empfundene Lücke in der ſchleſiſchen 
Geſchichtsdarſtellung ausgefüllt worden. Die ideen- und entwicklungs- 
mäßigen Grundlagen der Verwaltungsbezirksreform unter Stein und 
Hardenberg und ihre ſpefifiſche Auswirkung auf die ſchleſiſchen Ver- 
hältniſſe find in prägnanter Sorm und überſichtlicher Gliederung be- 
handelt worden. Die klaren Überſichten über den Umfang der Orts- 
veränderungen, die beigefügten ſtatiſtiſchen Tabellen, ein Ortsverzeichnis 
und 2 Karten zur Kreiseinteilung verleihen dem Werk, das viel- 
ſeitiges Intereſſe erwecken dürfte, einen beſonderen Wert. 

Forſchungen über Arier und Germanen. Eine Reihe von ſehr eigen- 
artigen Büchern: „Die Arier, Herkunft und Geſchichte des ariſchen 
Stammes“, „Atlantis, die Urheimat der Arier“ und „Uralte Sippen 
und Familiennamen“ veröffentlicht Karl Georg Sſchaetzſch, der 
— ein Autodidakt — von ſeiner Samilienforſchung und der Ergründung 
feines llawiſch klingenden Namens ausging und zu überraſchenden, zum 
Teil völlig neuen Ergebniſſen gelangt. Die ſagenhafte Infel Atlantis 
ift ſeit Jahren immer mehr in den Mittelpunkt der Erörterungen ge- 
treten und gilt heute vielen als die Urheimat der Arier. Alles, was 
an Überlieferungen (auch in den verſchiedenen Stammes- und Völker- 
Jagen) auf das untergegangene Atlantis zu deuten ſcheint, unterfucht 
Sſchaetzſch und zieht feine Schlüffe daraus, Jo daß ſchließlich ein eigen 
artige Deutung der Geſchehniſſe und befonders der gewaltigen Wande 
rungen erfolgt. Die jetzigen Familien- und Ortsnamen werden in 


20. Jahrhunderts“, auf Chamberlain, von delſen „Grundlagen des. 
19. Jahrhunderts“ Noſenberg entſcheidend beeinflußt wurde, endlich auf 
die gleichfalls ſehr wertvolle, ſchon früher beſprochene „Hochzeit der 
Menſchheit“ von Sorsleben. Aus allem ergibt ſich die Bedeutung 
der ariſchen Naſſe für die Entwicklung der Kultur auf unferer Erde, 
ergeben ſich auch die praktiſchen Solgerungen für unferen völkiſchen. 
Aufbau. Dr. L. 


Dentſche Geſchichte von den Anfängen bis 1870. Von Konrad 
Sturmhoefel. Alfred Kröner, Leipzig. Gebunden 3,85 AM. — 
Die Tafchenausgaben des Krönerſchen Verlages, durch gediegene Aus- 
ſtattung und reiche Bebilderung ausgezeichnet, ſetzen ſich mit allen 
weſentlichen wiſſenſchaftlichen Fragen auseinander; jo der vorliegende 
Band mit der vielgeſtaltigen deutſchen Heſchichte, deren Darlegung bis 
zur Einigung des Reiches durch Bismarck geführt wird. Gut geſehen, 
wenn in einer ſchickſalhaften Kraft auch noch ſtärker herausſtellbar, iſt 
Heinrich I. Auch die großen Männer der Oftpolitik, Jo Heinrich der 
Löwe, die Hochmeiſter des Ordens und andere, mußten nach ihrem 
Perſönlichkeitswert herausgehoben und charakterisiert werden. Für 
eine Neuauflage wünſchen wir eine grundlätzlich andere Behandlung der 
Oſtfragen, die ja, wie wir es ſeit je vertreten, und wie es heute mehr 
und mehr erkannt wird, ſtets Lebensfragen unſeres Volkes waren. Die 
gewaltige, Deutfchlands Zukunft überhaupt erſt gewährleiſtende Koloni- 
jation muß in ihrer Bedeutung gezeigt werden, und eine Art des 
Schauens und der Niederſchrift, wie ſie die Ordensgeſchichte hier erfährt, 
müffen wir ablehnen. Hier ſind bei einer Neuauflage ganz andere Wege 
ju gehen, oder es müßte die Darftellung, wie ſie hier vorliegt, durch 
eine befondere über den Often ergänzt werden. Dr. Lüdtke. 


„Wir von der Weichſel und Warthe“, von Fr. K. Kriebel. 
Verlag Bund Deutſcher Often, Küftrin, Neudamm und Berlin. Preis 
o,so N. — Der oſtmärkiſche Dichter und Kämpfer Friedrich 
Karl Kriebel in Srankfurt a. d. O. hat uns zu feinem 50. Geburts- 
tag ein ſchönes Büchlein geſchenkt. In einem ausgezeichneten Iyrifchen 
Band, für den wir ihm von Herzen danken, zeigt er uns, wie er als 
Stiller im Lande für feine Poſener Heimat kämpft. Gerade in der 
heutigen Seit unſeres Wächteramtes in verhaltener Kraft ſind uns die 
natürlichen erdverbundenen Verſe Beifpiel für ſtilles Wirken und Ver⸗ 
ſtehen und Werbung für den Poſener Heimatgedanken. Sie weilen 
zwingend und doch unauffällig auf den Oſtraum hin. In der Hand des 
Nicht-Oſtmärkers wird diefe ſtille und ſelbſtloſe Art zum ſtarken natür- 
lichen Werben für den Often und die Poſener Heimat im beſonderen. 
Möge das Buch von Hand zu Hand gehen und feine ihm vom Dichter 
zugedachte ſittliche Pflicht erfüllen. chwertfeger. 

* 
Familiennachrichten. 
Deelobt: DBermaltungegebilfe Walter Rutke, Demmin, Penfinerweg 3, 


fr. Polen, mit Fräulein Thea Hoppenrath in Vanſelow, Kreis Demmin. — 
räulein Charlotte Kerber, Jarmen (fr. Graudenz), mit Herrn Franz 


iefke, Graudenz. 
Silberne Hochzeit: Wugt Dümke und Frau Hedwig, geb. Thiem, früher 
Poſen, jetzt Leipzig, 31, Eliſabeth-Allee 42, am 9. 10. 


Goldene Hochzeit: Auguſt Dietrich und Frau Vally geb. Prengel, in 
Hannover-Linden, Gartenallee 8, am 12. 8 — Wilhelm Reppmann und 
rau Anna, geb. Oertwig, in Hannover, Grasweg 28, am 24. 8. (Dietrich und 
eppmann feierten zugleich ihr 40jähriges Berufsjubiläum als Schuhmacher. 
meiſter.) — Diſtrikts-Kommiſſar i. R. Karl von Hertel! und Frau Helene, 
geb. Cleve, in Liegnitz, Goldberger Str., am 27. 9. (fruher 28 Jahre in Witkowo). 
Geburtstage: Witwe Auguſte Haupt, geb. Behr, in Hannover, Fiſcher. 
ſtraße 5, früher Poſen⸗Wilda, Fabrikſtraße, am 15. 8. 80 J. 


